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Kapitel I 

Wir Christliche Demokraten 
Wer wir sind 

igt 
1. Die Christlich Demokratische Union Deutschlands ist eine Volkspartei. Sie wen.-^ 
sich an alle Menschen in allen Schichten und Gruppen unseres Landes. Unsere "° 
beruht auf dem christlichen Verständnis vom Menschen und seiner Verantwortung 
Gott. 

Für uns ist der Mensch Geschöpf Gottes und nicht das letzte Maß aller Dinge. "l 

wissen um die Fehlbarkeit des Menschen und die Grenzen politischen Handelns- 
Gleichwohl sind wir davon überzeugt, daß der Mensch zur ethisch verantwortlich6 

Gestaltung der Welt berufen und befähigt ist. 

2. Wir wissen, daß sich aus christlichem Glauben kein bestimmtes politisches ^ 
Programm ableiten läßt. Aus der Berufung auf christliche Überzeugungen folgt fn 
nicht der Anspruch, nur innerhalb der Christlich Demokratischen Union sei P°nt' ^ 
aus christlicher Verantwortung gestaltbar. Die CDU ist für jeden offen, der die Wu 
und Freiheit aller Menschen und die daraus abgeleiteten Grundüberzeugungen 
unserer Politik bejaht. Dies ist die Grundlage für das gemeinsame Handeln von 
Christen und NichtChristen in der CDU. 

3. Die Christlich Demokratische Union Deutschlands wurde von Menschen 
gegründet, die nach dem Scheitern der Weimarer Republik und den Verbrechen de 

Nationalsozialismus die Zukunft Deutschlands mit einer christlich geprägten über 
fessionellen Volkspartei gestalten wollten. Konrad Adenauer und Ludwig Erhard, 
Jakob Kaiser und Helene Weber, Andreas Hermes und Gebhard Müller, Hermann 
Ehlers, Eugen Gerstenmaier und Karl Arnold, Elisabeth Schwarzhaupt und Hei*111 

von Brentano haben gemeinsam mit vielen anderen die CDU geprägt und eine 
christlich-demokratische Tradition in Deutschland begründet. Die CDU hat dam' 
einen neuen Anfang in der deutschen Parteiengeschichte gesetzt. Ihre geistigen un 
politischen Wurzeln liegen im christlich motivierten Widerstand gegen das nation 
zialistische Terrorregime, in der Sozialethik der christlichen Kirchen und in der 
liberalen Tradition der europäischen Aufklärung. So entstand eine neue Volkspar1\. 
der sich katholische und evangelische Christen, Konservative, Liberale und Chris1    . 
Soziale, Frauen und Männer aus verschiedenen Regionen, aus allen sozialen Schi 
und demokratischen Traditionen zusammenfanden. 

4. Auf der Grundlage gemeinsamer Wertüberzeugungen haben sich die Mitglied6    f 

CDU ihrer Verantwortung gestellt und die politischen Grundentscheidungen im 
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De    
eutschlands durchgesetzt — für die freiheitliche und rechtsstaatliche 

D   °     l'e' ^ur die Soziale Marktwirtschaft und die Einbindung der Bundesrepublik 
(j. K ^  .a°d in die westliche Werte- und Verteidigungsgemeinschaft, für die Einheit 

Nation und die Einigung Europas. 
• Es p u •• Ost        0rt zur Tragik der deutschen Nachkriegsgeschichte, daß die Menschen im 

Wü ,n Eutschlands erneut der Diktatur eines totalitären Systems unterworfen 
t'sch 6n ^°n aufrecrlten Frauen und Männern gegründet, geriet die CDU in der Sowje- 
ts .en Besatzungszone und in der DDR zunehmend in das Mahlwerk des totalitären 
st'sch eS" ^n ^'e Stelle demokratischer Prinzipien traten die Mechanismen des soziali- 
naL   en Zentralismus. Vielen Menschen, die den christlich-demokratischen Werten 
2ty . landen, war so der Weg zur Mitarbeit versperrt. Andere blieben trotz innerer 
tyj, ,.   m der Partei. Trotz Benachteiligungen und persönlicher Risiken haben viele 
^On       er mre innere Unabhängigkeit bewahrt und dem Regime widerstanden. Sie 
ratj   en. Jedoch nicht verhindern, daß Bequemlichkeit, Opportunismus und Kollabo- 
Dj P      mn zur persönlichen Skrupellosigkeit einzelner das Bild der Partei prägten. 
f>art .   U nimmt die ganze Geschichte Deutschlands und damit auch die der eigenen 

ei an und stellt sich dem notwendigen Prozeß der Aufarbeitung und Erneuerung. 
* Da 

hist S ctlrist,iche Verständnis vom Menschen ist unser geistiges Fundament und der 
ehe 

riSche Ausgangspunkt unserer Partei. Zu ihr gehören wertkonservative Gedanken 
Wjr f

s° wie christlich-soziale und liberale Überzeugungen. Diese Parteitradition wollen 
°rtschreiben und dabei Bewährtes erhalten und Neues entwickeln. 

ser Verständnis vom Menschen 
aüc, ^^kennen uns zur Würde des Menschen. Würde und Leben des Menschen — 
ün<j        ungeborenen — sind unantastbar. Wir achten jeden Menschen als einmalige 
Hg.   Verfügbare Person. Die Würde aller ist gleich — unabhängig von Geschlecht, 
Von r    at'°nalität, Alter, Behinderung, von religiöser und politischer Überzeugung, 
ald   esundheit und Leistungskraft, von Erfolg oder Mißerfolg und vom Urteil 

I»ers..
s der Würde des Menschen erwächst das Recht auf die freie Entfaltung der 

Ents°"Ucnkeit. Die Freiheit gibt dem Menschen die Möglichkeit zur sittlichen 
"^h k'dung- Jeder Mensch trägt dafür die Verantwortung vor seinem Gewissen und 
5     

Cni*istlichem Verständnis vor Gott. 

des .er Mensch ist auf Gemeinschaft mit seinen Mitmenschen angelegt. Die Freiheit 
der 

lnzelnen verwirklicht und bewährt sich in der Zuwendung zum Nächsten und in 
Va      

altun8 des menschlichen Zusammenlebens. Das bedeutet, daß der einzelne 
ntWortung für sich und seine Mitmenschen tragen muß. 

«0, je. 
^ÖT k   ^enscn ist Irrtum und Schuld ausgesetzt. Die Unvollkommenheit und 

lchkeit des Menschen, die Begrenztheit seiner Planungs- und Gestaltungsfä- 
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higkeit, setzen auch der Politik Grenzen. Die Einsicht in diese Begrenztheit bewan  ^ 
uns vor ideologischen Heilslehren und einem totalitären Politikverständnis und sc 
Bereitschaft zur Versöhnung. Bei allem Engagement können wir die vollkommene 
Welt nicht schaffen. 

nifi 
11. Wir Christliche Demokraten verstehen den Menschen als Teil der Schöpfung- u 

Natur ist nicht nur Voraussetzung und Instrument unseres Lebens, sondern Schöf» 
Gottes, der eine Eigenbedeutung zukommt. Es steht uns nicht zu, nach Belieben üD 
die Schöpfung zu verfügen. Sie ist dem Menschen zur Gestaltung und Bewahrung 
anvertraut. 

Die Grundwerte unserer Politik 
12. Unser Gemeinwesen lebt von geistigen Grundlagen, die nicht selbstverständlic 

und für alle Zeiten gesichert sind. Es ist die besondere Selbstverpflichtung der Cv 
die christlich geprägten Wertgrundlagen unserer freiheitlichen Demokratie zu      , . 
bewahren und zu stärken. Dies unterscheidet uns Christliche Demokraten wesentn 
von sozialistischem, nationalistischem und liberalistischem Denken. 

Grundlage und Orientierung unseres politischen Handelns sind das christliche 
Verständnis vom Menschen und die daraus abgeleiteten Grundwerte Freiheit, SoJ1 

rität und Gerechtigkeit. Unsere Grundwerte bedingen und begrenzen einander. Sie 

sind unteilbar und gelten unabhängig von nationalen Grenzen. Wir müssen sie 
entsprechend den Fragen und politischen Herausforderungen unserer Zeit immer 
wieder neu gewichten und ihr Verständnis aktualisieren. 

Freiheit 
13. Wir Christliche Demokraten treten für das Recht des einzelnen auf freie Entfa' 
der Person ein. Als sittliches Wesen kann der Mensch vernünftig und verantwortl>c 

entscheiden und handeln. Es ist Aufgabe der Politik, den Menschen den notwendig 
Freiheitsraum zu sichern. Freiheit umfaßt Rechte und Pflichten. Wer Freiheit fürsl 

fordert, muß die Freiheit seines Mitmenschen anerkennen. Die Freiheit des einze'n 

findet ihre Grenzen in der Freiheit des anderen und in der Verantwortung für die 
zukünftigen Generationen und für die Bewahrung der Schöpfung. 

14. Der Mensch entfaltet sich in der Gemeinschaft. Freiheit verwirklicht sich durc*1 

Selbstverantwortung und Mitverantwortung. Jeder Bürger soll im geeinten 
Deutschland Freiheit in Familie, Nachbarschaft, Arbeitswelt und Freizeit sowie in 
Gemeinde und Staat erfahren und verwirklichen können. Die Verwirklichung der 
Freiheit des einzelnen ist ohne die Übernahme von Verantwortung für sich und d»e  ,, 
Gemeinschaft ethisch nicht möglich. Wir wenden uns gegen einen falsch verstände 
Individualismus auf Kosten anderer. Wir wollen den Sinn für Verantwortung und 
Gemeinwohl, für Pflichten und Bürgertugenden stärken. 

6 
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d' Kecht, das die personale Würde des Menschen schützt, sichert Freiheit. Es regelt 
^ordnete und friedliche Zusammenleben der Menschen in Freiheit. 

Int    ^^lichung der Freiheit bedarf der sozialen Gerechtigkeit. Die Verhältnisse, 
p0,er denen der Mensch lebt, dürfen der Freiheit nicht im Wege stehen. Aufgabe der 
HJJ , ', 'st es daher, der Not zu wehren, unzumutbare Abhängigkeiten zu beseitigen 
er    

le materiellen Bedingungen der Freiheit zu sichern. Persönliches Eigentum 
eitert den Freiheitsraum des einzelnen für seine persönliche Lebensgestaltung. 

stait 
le Verwirklichung der Freiheit bedarf der eigenverantwortlichen Lebensge- 

0(j UnS nach dem Prinzip der Subsidiarität. Deshalb muß der Staat auf die 
scu  nar»me von Aufgaben verzichten, die der einzelne oder jeweils kleinere Gemein- 
es       erfüllen können. Was der Bürger allein, in der Familie und im freiwilligen 
De "^enwirken mit anderen ebensogut leisten kann, soll ihm vorbehalten bleiben. 
scu    ^ndsatz der Subsidiarität gilt auch zwischen kleineren und größeren Gemein- 
Vnfv n Sow'e zwischen freien Verbänden und staatlichen Einrichtungen. Zur 
Waj? lchtung des Staates und der Gemeinschaft gehört es, die subsidiäre Aufgaben- 

ehrnung zu erleichtern und zu fördern. 

Pe   
Us der Freiheit des einzelnen folgt das gleiche Recht auf freie Entfaltung der 

f^jt °
nuchkeit für Frauen und Männer in allen Bereichen. Ein partnerschaftliches 
Länder ist der beste Weg zur Verwirklichung der Gleichberechtigung. 

^   er freien Entfaltung der Person entspricht unsere plurale Gesellschaft. Sie ist 
^m'1110^ der Vielfalt der Meinungen, Bedürfnisse und Interessen der Bürger und 
Schaf ^rund,age unserer freiheitlichen Demokratie. Nur eine freiheitliche Gesell- 

und ein freiheitlicher Staat werden der Würde des Menschen gerecht. 

ist 4u[.e ^'gene Leistung gehört zur freien Entfaltung der Person. Unsere Gesellschaft 
ty0.    die Leistungsbereitschaft ihrer Mitglieder angewiesen. Sie ist Grundlage für 
J6(je 

sland und sozialen Frieden. Seine Würde und sein Recht hat der Mensch vor 
Öl{0  

Le|stung. Aber eigene Leistungsfähigkeit zu erfahren ist, unabhängig von ihrem 
lieh J^'sehen Wert, eine wichtige Quelle seiner Lebenskraft. Wir wollen den persön- 
2ft lstungswillen und die Initiative einzelner anerkennen und fördern. 

$ie?   '"Freiheit gehört die Bereitschaft, sie nach außen und innen zu schützen und für 
*Ukä ^echt en* Wir bekennen uns zum Prinzip der wehrhaften Demokratie und 

den   Sptaatlichkeit. Wer frei ist, hat die Pflicht, für die Freiheit derer einzutreten, 
Sie d  ^

reineit vorenthalten wird. Wir wollen Freiheit für alle, nicht nur für wenige. 
Woi|e    nicnt auf wenige Völker oder gesellschaftliche Gruppen beschränkt sein. Wir 
Recht1 daZU beitragen> unzumutbare Abhängigkeiten und Not zu beseitigen, sowie für 

• soziale Gerechtigkeit und Demokratie eintreten. 

Rarität 
•darität heißt füreinander dasein. Sie ist Ausdruck der sozialen Natur des 
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Menschen und des Gebots der Nächstenliebe. Ihren ethischen Maßstab gewinnt si 
aus der Würde des Menschen. Das Ziel, ein menschenwürdiges Leben für alle zu 
ermöglichen, verpflichtet uns zu solidarischem Handeln. Solidarität muß deshalb v 
allem den Menschen gelten, die ihre Rechte nicht selbst vertreten können. 

22. Der einzelne und die Gemeinschaft sind auf die solidarische Mitwirkung aller 
angewiesen. Jeder hat das Recht auf und die Pflicht zur Solidarität und trägt mit sei 
Arbeit und Leistung dazu bei, daß die Gemeinschaft aller für die einzelnen eintrete 
kann. Wir bekennen uns zu dieser wechselseitigen Verantwortung des einzelnen u° 
der Gemeinschaft. Elementare Formen der Solidarität sind Hilfe und Unterstützung 
im unmittelbaren persönlichen Miteinander — in der Familie, unter Nachbarn un 
privaten Gemeinschaften. Dort aber, wo die Kräfte des einzelnen, von freien 
Verbänden oder Gruppen überfordert sind, müssen die Gemeinschaft und der Sta 
helfen. Er muß die verantwortliche Selbsthilfe im Rahmen des Möglichen erleichte 
und zumuten. 

23. Die soziale Sicherung beruht auf den Prinzipien der Solidarität und Subsidiary 
Durch die soziale Sicherung werden gemeinschaftlich die Risiken abgesichert, die 
einzelne allein nicht bewältigen kann. Die soziale Sicherung hat befriedende und 
befreiende Wirkung. 

Solidarität ist ohne Opfer nicht denkbar. Wer Hilfe und Solidarität von anderen 
erwartet, muß selbst bereit sein, anderen zu helfen. Wer sich davon ausschließt un 
nur für seinen persönlichen Vorteil wirtschaftet und lebt, entzieht der Gemeinscha 
die Grundlage für den sozialen Frieden. Solidarität verbindet nicht nur Interessen- 
gruppen in der Wahrnehmung ihrer berechtigten Anliegen, sondern greift über die 
widerstreitenden Interessen hinaus. Solidarität verpflichtet die Starken zum Einsä 
für die Schwachen und alle im Zusammenwirken für das Wohl des Ganzen. 

24. Gelebte Solidarität ist das Kennzeichen der Menschen eines Volkes im UmSanjL> 
miteinander. In Deutschland ist die Solidarität nach der Wiedervereinigung beson 
gefordert. Wir werden die innere Einheit nur finden, wenn sich die Deutschen in 
und West als solidarische Gemeinschaft verstehen. 

25. Solidarität verpflichtet uns auch gegenüber den künftigen Generationen. Wir 
dürfen nicht auf Kosten unserer Kinder und Kindeskinder leben. Der Eigenwert ö 

Schöpfung und unsere Verantwortung für die kommenden Generationen machen   ^ 
zur Aufgabe, die Lebensgrundlagen der Menschheit zu erhalten und die Schöpfa0^,. 
bewahren. Wir setzen uns für eine weltweite Solidarität in der Völkergemeinschaft   , 
Ohne sie ist die Überwindung der Kluft zwischen Arm und Reich in unserer Wen 
die Bewahrung der Schöpfung nicht möglich. 

Gerechtigkeit ; 

26. Grundlage der Gerechtigkeit ist die Gleichheit aller Menschen in ihrer Würde 

8 
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fjeiheit. Gerechtigkeit bedeutet gleiches Recht für alle. Recht schützt vor Willkür und 
^achtmißbrauch. Es sichert Freiheit auch für den Schwächeren und schützt ihn. 

'• Gerechtigkeit verlangt die Anerkennung der persönlichen Leistung und 
jjflstrengung ebenso wie den sozialen Ausgleich. Chancengerechtigkeit soll jedem die 
Möglichkeit geben, sich in gleicher Freiheit so zu entfalten, wie es seiner persönlichen 
jr'genart entspricht. Wir setzen uns dafür ein, daß jeder Mensch seine Lebenschancen 
rei wahrnehmen kann. Deshalb treten wir für eine Politik ausgleichender Gerech- 
ten ein. Chancengerechtigkeit wächst auf dem Boden möglichst gerecht verteilter 
^oenschancen; dazu gehört ein offener Zugang zu den Bildungseinrichtungen unter 
Ausgleich nachteiliger Vorbedingungen ebenso wie die Möglichkeit der Mitsprache 
j!nd Mitverantwortung, die Nutzung lebenswichtiger Güter und der Erwerb persön- 
lchen Eigentums. 
8» Absolute Gerechtigkeit ist nicht erreichbar. Auch politisches Handeln stößt wegen 
er Unzulänglichkeit des Menschen an Grenzen. Aber wir setzen uns mit äußerster 

Anstrengung für mehr Gerechtigkeit in unserer Gesellschaft und eine gerechtere Welt 
ein. 

J9- Gerechtigkeit schließt die Übernahme von Pflichten entsprechend der Leistungsfä- 
higkeit des einzelnen zum Wohle des Ganzen ein. Soziale Gerechtigkeit verlangt, vor 
a"em denjenigen Menschen zu helfen, die nur unzureichend zur Selbsthilfe fähig sind 
[J.nd allein ihre Belange nicht wirkungsvoll vertreten und durchsetzen können. Wir 
ühlen uns den Schwachen und sozial Benachteiligten besonders verpflichtet. Für uns 

&Ut> niemanden fallen zu lassen und jedem in unserer Gesellschaft menschenwürdige 
ensverhältnisse zu sichern. 

3°- Jeder Bürger in Deutschland soll Recht finden, soll seine Chancen wahrnehmen 
und durch Leistung verbessern können, soll Eigentum und Bildung erwerben und mit 
Semer Kraft zur ausgleichenden Gerechtigkeit beitragen. Im geeinten Deutschland ist 
®s unsere besondere Aufgabe, uns um Gerechtigkeit für die Bürger zu bemühen, denen 
*le über Jahrzehnte vorenthalten wurde. Gerechtigkeit muß die innere Einheit unseres 

andes bestimmen und ihre Gestaltung leiten. 

*• Wo das Recht der Menschen auf ein menschenwürdiges Leben mißachtet wird, wo 
le Freiheit einzelner, bestimmter Gruppen oder ganzer Völker unterdrückt wird, 
errschen Gewalt und Unfrieden. Wir treten ein für die Achtung der Menschen- und 
ürgerrechte und die Überwindung sozialer und wirtschaftlicher Not. Damit leisten 

Wlr unseren Beitrag zum Frieden zwischen den Völkern und für eine gerechtere Welt. 
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Die Chancen des Umbruchs nutzen - 
Die Einheit Deutschlands in Freiheit und 
Verantwortung gestalten 
32. Mit dem Ende des Ost-West-Konfliktes, dem Scheitern des Sozialismus und der 
Wiedervereinigung Deutschlands sind wir in eine neue Epoche der Geschichte einge' 
treten. Politik an der Schwelle zum 21. Jahrhundert steht vor grundlegend veränderten 
Bedingungen. Wir Christliche Demokraten stellen uns den Herausforderungen dieser 
Umbruchszeit. Mit der Fortschreibung unseres Grundsatzprogramms für das vereinte 
Deutschland nehmen wir auf der Grundlage bewährter Prinzipien eine Neube- 
stimmung unserer Politik für Deutschland, Europa und die Welt vor. 

33. Die CDU ist die Partei der deutschen Einheit. Wir haben an der staatlichen Einheit 
Deutschlands in Freiheit stets festgehalten und in einer historisch einmaligen Situati°n 

dieses Ziel mit Einverständnis unserer Nachbarn und Partner verwirklicht. Die fried- 
liche Revolution hat den Willen zur Freiheit und Einheit der Menschen im Osten 
Deutschlands zum Durchbruch gebracht. Mit der Einheit ist eine Vision Wirklichkeit 
geworden: die Freiheit für alle Bürger in Deutschland. 

34. Die Einheit Deutschlands in Freiheit ist Teil der neuen Freiheit und des Zusam- 
menwachsens unseres ganzen Kontinents. Die europäische Einigung fortzuentwickeln' 
die Freiheit in ganz Europa dauerhaft zu sichern und die jungen Demokratien zu 
stärken ist Aufgabe und Chance für unsere gemeinsame europäische Zukunft. 
Deutschland in der Mitte Europas ist dabei besonders gefordert. 

Die Globalität der politischen, wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Entwick- 
lungen verbindet die Menschen in einer neuen Dimension über Grenzen und Konti- 
nente hinweg. Deutschland muß sich seiner gewachsenen Verantwortung in der inter- 
nationalen Politik stellen und seinen Teil zur friedlichen Bewältigung von internatio- 
nalen Konflikten und zur Bewahrung der Schöpfung beitragen. Angesichts der 
weltweiten Verflechtungen und veränderten Bedingungen ist auch unsere wirtschaft- 
liche Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit vor neue Herausforderungen gestellt. 

35. Die innere Einheit weiter zu verwirklichen ist die wichtigste Aufgabe in unserem 
vereinten Land. Die Schaffung der inneren Einheit Deutschlands verlangt von allen 
Deutschen großen Einsatz im persönlichen und geistigen, im finanziellen und 
materiellen Bereich. Der wirtschaftliche, soziale und ökologische Neuaufbau der 
neuen Bundesländer hat Vorrang. Die Herausforderungen und Anstrengungen, die mit 
der Vollendung der Einheit verbunden sind, zwingen nicht nur zur Überprüfung einge' 
fahrener Wege und gewohnter Denkweisen, sondern fordern Kreativität und mobili- 
sieren neue Kräfte für die Gestaltung unseres Landes. Der Aufbau in den neuen 
Ländern bietet deshalb die Chance zur Modernisierung in ganz Deutschland. Fehlent- 
wicklungen in den alten Ländern treten angesichts neuer Bedingungen und zusätz- 
10 
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"eher Anforderungen deutlicher hervor, und die notwendigen Erneuerungen sind 
Engender geworden. Die Einheit wird Deutschland moderner machen, indem wir 
Veraltete Strukturen aufbrechen, Besitzstandsdenken überwinden, Solidarität und 
^enieinsinn neu zur Geltung bringen. 

6- Unsere Nation ist geprägt durch die gemeinsame Geschichte, Sprache und Kultur 
^nd das Bekenntnis zu unserer Verfassungsordnung. Als Nation tragen wir gemeinsam 
Verantwortung für unsere Vergangenheit und für die Gestaltung unserer Zukunft. Die 
Gemeinsamkeit unseres kulturellen Erbes und geschichtlichen Schicksals und unser 
gemeinsamer Wille zur Freiheit und Einheit sind Ausdruck nationaler Identität und 
G^ndlage für das Zusammenwachsen der Menschen in unserem wiedervereinigten 
°'k und Staat. Die Einheit ist eine gemeinsame Herausforderung für alle Deutschen 

Jnd eine neue Chance der Geschichte für unser Land. Als Bürger mit gleichen 
^echten und Pflichten sind wir gemeinsam aufgerufen, unseren freiheitlichen und 
s°zialen Staat zu festigen, unsere Demokratie zu verteidigen und weiterzuentwickeln 

nd uns zu einem weltoffenen Patriotismus zu bekennen. 
7- Für viele Menschen in den neuen Ländern bedeutet die Befreiung vom Sozialismus 

und die Wiedervereinigung Deutschlands einen tiefgreifenden Einschnitt in ihre 
Pcsönliche Lebensgestaltung. Sie müssen grundlegende Veränderungen im persön- 
'lchen Miteinander, in Gemeinde, Staat und Arbeitsleben vollziehen und sich in einer 
re'heitlichen Gesellschaft neu orientieren. 

jm Westen Deutschlands erfordert die Gestaltung der inneren Einheit vor allem die 
es'nnung auf Tugenden und Werte, die im Zuge der Wohlstandsmehrung und eines 

inseitigen Freiheitsverständnisses zurückgedrängt worden sind. Es gilt, die 
Entwicklung eines falsch verstandenen Individualismus auf Kosten anderer und des 
Rückzugs aus der Verantwortung für das Gemeinwohl umzukehren. 

:/ir können die innere Einheit nur verwirklichen, wenn die Menschen im Osten und 
Westen mit ihren unterschiedlichen Lebenserfahrungen und -prägungen aufeinander 
2u8ehen. Jeder muß bereit sein, die Erfahrungen und Lebensleistungen des jeweils 
anderen zu respektieren und als Grundlage für die gemeinsame Zukunft zu nutzen. 

8- Die Aufgaben an der Schwelle zum 21. Jahrhundert sind weder von heute auf 
?J0rgen noch mit einfachen Lösungen zu bewältigen. Die Chancen dieser 
>jnibruchszeit zu nutzen fordert die Bereitschaft aller zum Wandel im Denken und 
handeln. Wir Christliche Demokraten sind davon überzeugt, daß wir den Wandel nur 
!uf der Grundlage von Freiheit und Verantwortung erfolgreich bewältigen können. 

as Prinzip verantworteter Freiheit gilt sowohl für die Innen- als auch für die Außen- 
politik. Unser Leitbild ist eine freie und verantwortliche Gesellschaft. Für ihre 

^rklichung setzen wir uns ein: 
pür eine Gesellschaft des Gemeinsinns. Wir wenden uns gegen Egoismus und Entso- 

ldarisierung, gegen soziale Kälte und Ellenbogenmentalität. Wir wehren uns gegen 
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die zunehmende Gewaltbereitschaft. Wir fordern die Verantwortung und das 
Engagement des Bürgers für die Gemeinschaft. Wir wollen die Familie als Fundam^ 
unserer Gesellschaft stärken und für eine kinderfreundliche Gesellschaft werben. Wir 

brauchen eine wertorientierte Erneuerung von Erziehung und Bildung. 

• Für eine Gesellschaft der Freiheit. Jeder einzelne, ob Mann oder Frau, ob jung odef 

alt, soll in unserer Gesellschaft möglichst viele Chancen der Entfaltung nutzen 
können. Wir wollen die Freiheitsrechte und die Verantwortungsbereitschaft des 
einzelnen für sich und die Gemeinschaft stärken. Wir wollen gemeinsam die Freiheit 
sichern, die nach Deutschland und Europa zurückgekehrt ist. Wir wollen, daß der 
Staat sich auf seine wesentlichen Aufgaben besinnt, um die Freiheit und Sicherheit dß 

Bürger zu gewährleisten, und wenden uns gegen ein Übermaß an Bürokratisierung ^ 
Reglementierung. Wir wollen Leistungsfähigkeit stärken, Initiative und Risikobereit- 
schaft fördern und die Grundlagen für den sozialen Ausgleich sichern. 

• Für eine Gesellschaft der Verantwortung. Wir wenden uns gegen eine Gesellschaft* 
die ihre Verantwortung auf nachfolgende Generationen abwälzt. Wir treten dem 
Raubbau an der Natur und der Verschwendung natürlicher Ressourcen entgegen. W>f 

wollen die wissenschaftlichen und technischen Möglichkeiten in ethischer Verant- 
wortung nutzen, um unseren Beitrag zur Bewahrung der Schöpfung national wie intC' 
national zu leisten. 

• Für eine Gesellschaft der Offenheit. Wir wenden uns gegen Diskriminierung und 
Rassenhaß. Wir setzen uns für ein friedliches Zusammenleben von Menschen unter- 
schiedlicher Nationalität ein und wenden uns gegen einen Rückfall in Nationalismus 
und ethnische Rivalitäten. Wir wollen die Vollendung der Europäischen Union vorafl' 
treiben. Wir wenden uns gegen Armut und Hunger in der Welt und setzen uns für 
Menschen- und Bürgerrechte und für eine dauerhafte Friedensordnung in Europa ufld 

der Welt ein. 

Kapitel II 

Für die freie Entfaltung der 
Person in unserer Gesellschaft 
39. Wir bekennen uns zum Recht jedes Menschen, sein Leben selbst zu gestalten. Au> 
der Suche nach Sinn und Lebensglück muß jeder die Chance haben, sich so zu 
entwickeln, wie es seinen Begabungen und Neigungen entspricht. Der Freiheit der 
Person entspricht die Verantwortung, die jeder einzelne für sich selbst, für seine 
Angehörigen und die Gemeinschaft insgesamt zu übernehmen hat. 
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^ir verstehen es als unsere besondere Pflicht, für behinderte Menschen einzutreten. 
Gehinderte sind Teil unserer Gesellschaft; sie und ihre Familien brauchen unsere 
S°Hdarität und Unterstützung. Wir setzen uns nachdrücklich für das Lebensrecht 
behinderter Kinder und ihre frühzeitige Förderung ein. Behinderte sollen soweit wie 
m°gHch in unser Bildungs- und Beschäftigungssystem integriert und auch durch 
spezielle Einrichtungen gefördert werden. 

tfl Gleichberechtigung und Partnerschaft von 
^lann und Frau 
*°- Gleichberechtigung bedeutet für uns, daß das Recht auf freie Entfaltung der 
£erson unabhängig vom Geschlecht gelten muß. Ziel unserer Politik ist es, die Gleich- 
berechtigung von Mann und Frau in einer partnerschaftlichen Gesellschaft zu verwirk- 
ten. Wir wollen dazu beitragen, bestehende Benachteiligungen von Frauen in der 
J^milie, in der Arbeitswelt und im gesellschaftlichen Bereich abzubauen. Wir wollen, 
daß Frauen und Männer tatsächlich die Freiheit haben, sich so zu entfalten, wie es 
,hren individuellen Neigungen, Begabungen und Wünschen entspricht. 

**• Ein neues Rollenverständnis von Mann und Frau hat sich in unserem Jahrhundert 
ßahn gebrochen. Rationalität und soziale Tugenden sind ebenso wie Sachkönnen, 
Kreativität und Zuwendungsbereitschaft in allen Bereichen des Lebens gefordert und 
nicht nach Geschlechtern zu trennen. Wir treten dafür ein, daß Staat und Gesellschaft 
^sprechend dem grundgesetzlichen Auftrag die tatsächliche Durchsetzung der 
^eichberechtigung fördern. Es bedarf gleicher Berufschancen und echter Aufstiegs- 
möglichkeiten im Erwerbsleben, der Aufwertung der Familienarbeit und der besseren 
y^einbarkeit von Familie und Erwerbsleben. Wir brauchen mehr gesellschaftliche 
Mitwirkung von Frauen in Parteien und anderen Organisationen, damit Frauen ihre 
sPezifischen Sichtweisen und Erfahrungen einbringen können. Darum wollen wir in 
Unserer Partei die Mitwirkung von Frauen nachhaltig fördern. 

• Wir setzen uns ein: 

für die Chancen- und Lohngleichheit sowie den Abbau von Benachteiligungen im 
Berufs- und Erwerbsleben, 

für die erweiterte Anerkennung der Familienarbeit, 

für die Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf, 
für die umfassendere Teilhabe von Frauen in allen gesellschaftlichen Bereichen. 

jr fördern das gleichberechtigte Miteinander von Mann und Frau in unserer Gesell- 
schaft. Unsere Gleichberechtigungspolitik richtet sich daher an Frauen wie Männer. 
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Die Familie - Fundament der Gesellschaft 
Ehe und Familie unterstützen 
43. Die Familie ist die beständigste Form des Zusammenlebens in der Gesellschaft. In 

der Familie erfahren Menschen Geborgenheit und Zuwendung. Hier erleben sie die 
Solidarität zwischen den Generationen. In Familien können am besten die Eigen- 
schaften und Fähigkeiten entwickelt werden, die Voraussetzung und Grundbestandteil 
einer freien und verantwortlichen Gesellschaft sind: Liebe und Vertrauen, Toleranz 
und Rücksichtnahme, Opferbereitschaft und Mitverantwortung, Selbständigkeit und 
Mündigkeit. Für uns ist die Familie das Fundament der Gesellschaft. Deshalb setzen 
wir uns für ihre finanzielle Unterstützung und die gesellschaftliche Anerkennung der 
Familienarbeit ein. Der Zusammenhalt in unseren Familien ist Voraussetzung für die 
Solidarität in unserer Gesellschaft. 

44. Die Ehe ist das Leitbild der Gemeinschaft von Mann und Frau. Sie ist die beste 
Grundlage für die gemeinsame Verantwortung von Mutter und Vater in der Erziehung 
der Kinder. Nach wie vor wünschen die meisten Frauen und Männer die Verläß- 
lichkeit, Liebe und Partnerschaft in einer Ehe, auch wenn Bindungen in unserer 
offenen Gesellschaft mehr denn je vom Scheitern bedroht sind. Ehe und Familie 
brauchen unsere besondere Unterstützung. Wir halten daran fest, daß die Ehe als Inst'' 
tution einer auf Dauer angelegten Beziehung in unserer Verfassungsordnung geschützt 
bleibt. Wir respektieren nichteheliche Partnerschaften und die bewußte Entscheidung» 
ohne die rechtlichen Bindungen einer Ehe zu leben. Wir sind gegen die rechtliche 
Gleichstellung solcher Partnerschaften mit der Ehe. 

45. Jedes Kind braucht die persönliche Zuwendung, Begleitung, Liebe und Autorität 
der Eltern. Die Entwicklung der personalen Eigenständigkeit und der Gemeinschafts- 
fähigkeit hängt wesentlich von der Erziehung in der Familie ab. Die Zahl der Alleiner- 
ziehenden, der Geschiedenen und der Wiederverheirateten mit Kindern hat 
zugenommen. Wo Kinder umsorgt, erzogen und betreut werden, müssen wir diese 
Erziehungsleistung anerkennen und unterstützen. Auch das nichteheliche Kind hat ein 
Recht auf eine persönliche Beziehung sowohl zur leiblichen Mutter als auch zum 
leiblichen Vater. Wir wollen die Rechte nichtehelicher Kinder denen ehelicher gleich- 
stellen. 

46. Eltern leisten mit der Erziehung ihrer Kinder einen unersetzlichen Beitrag für das 
Gemeinwohl und den Fortbestand unserer Gemeinschaft. Die dramatische Verän- 
derung der Bevölkerungsstruktur gefährdet die Sicherung des Generationenvertrages- 
Dem entgegenzuwirken ist nicht nur eine Aufgabe der Politik, sondern auch der 
Gesellschaft mit einer veränderten Einstellung zum Kind und zur Familienarbeit. 
Familien brauchen zur Bewältigung ihrer Aufgaben angesichts vielfältiger Anforde- 
rungen verschiedene Formen der Entlastung und Begleitung, der Unterstützung und 
Ermutigung: 

14 



CDU-Dokumentation 31/1993 

* Wir streben an, den bisherigen Familienlastenausgleich weiter zu verbessern und 
durch einen Familienleistungsausgleich neu zu gestalten: mit einem vollständig 
^.nkornmensabhängigen und dynamisch anzupassenden Kindergeld sowie mit der 
^nführung einer differenzierten Besteuerung des Familieneinkommens unter Berück- 
sichtigung der Zahl der Familienangehörigen. Wer Kinder hat, soll entsprechend 
Weniger Steuern zahlen. Ein solches Familiensplitting wird Familien mit Kindern 
stärker als bisher entlasten und dient der Steuergerechtigkeit. Derartige Umschich- 
tungen zugunsten von Familien mit Kindern müssen auch im Sozialversicherungsrecht 
stärker Eingang finden. 

* Wir setzen uns dafür ein, daß unsere Gesellschaft die Erziehung und Entwicklung 
y°n Kindern fördert und erleichtert. Wir wollen den Rechtsanspruch auf einen 
Kindergartenplatz verwirklichen, damit Kinder Anregungen, Förderung und Kontakte 
jJJÜ anderen Kindern finden. Kinder brauchen gleichermaßen Freiraum und Schutz, 
y^hr kinderfreundliche Wohnungen und Wohnumgebungen sind dringend nötig. Für 
Kinder ist es wichtig, unabhängig von Leistung und Erfolg angenommen zu sein. Ihre 
jjndere Sicht auf unsere Welt ist für die Erwachsenen wichtig, denn auch dadurch 
können sie die Notwendigkeit von Toleranz und Verständnis erfahren. 

* Wir wollen zu einer kinderfreundlichen Gesellschaft beitragen, die Kinder als Berei- 
cherung versteht. Wir treten nachdrücklich für den Schutz des Lebens ungeborener 
Kinder ein. Wir wollen die Grundlagen dafür verbessern, daß jedes ungeborene Kind, 
*Uch unter erschwerten Bedingungen, angenommen wird. Schwangere in Not- und 
Konfliktlagen brauchen neben finanziellen Hilfen die volle Unterstützung vom Vater 
des Kindes, von ihrer Familie und der Nachbarschaft, von Arbeitgebern und 
Vermietern. Der Schutz des Lebens ungeborener Kinder muß in der Rechtsordnung 
Jnseres Staates verankert bleiben. Das Recht muß dazu beitragen, daß im Interesse des 

ebensschutzes Recht und Unrecht unterschieden sowie ein Rechtsbewußtsein und 
entsprechende Verhaltensorientierungen erhalten und gebildet werden. 
7; Die zahlreichen Fälle von Gewalt in der Familie, von Kindesmißhandlung und 

K>ndesmißbrauch sind erschreckend. Nachbarn, Erziehern und Lehrern, Justiz und 
°Üzei kommt hier eine große Verantwortung zu. Wir wollen das Netz der Anlauf- 
ellen für Eltern, Kinder und Jugendliche ausbauen. 

°fe Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessern 
8- Wir treten dafür ein, daß Männer und Frauen Familie und Beruf besser verein- 
en können. Frauen haben keinen geringeren Anspruch als Männer, Familie und 
eruf zu vereinbaren. Viele Frauen und zunehmend auch Männer widmen sich 

v°^ergehend oder ganz der Arbeit in der Familie und der Kindererziehung. Die 
Jelfältigen Anforderungen in diesem Bereich bringen persönliche Bereicherung, aber 

Ucn e,ne große Arbeitsbelastung und Verantwortung mit sich. 
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Jährlich werden mehr Stunden Haus- und Familienarbeit als Erwerbsarbeit geleistet. 
Wir Christliche Demokraten setzen uns dafür ein, daß ihre Leistung stärker anerkannt 
wird. Auch Mütter und Väter, die ihre Kinder alleine erziehen, müssen stärker als 
bisher die Unterstützung der Gesellschaft erfahren. Das Erziehungsgeld, der Erzie- 
hungsurlaub sowie die Anerkennung von Erziehungszeiten und Pflegezeiten in der 
Rentenversicherung sind Schritte zur Verwirklichung unseres Ziels der sozialen 
Anerkennung und Absicherung von Familienarbeit. Es ist eine Aufgabe sowohl der 
Tarifpartner in Wirtschaft und öffentlicher Verwaltung als auch der Politik, die 
Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit zu 
verbessern. Betriebe und Gemeinden müssen mehr und flexiblere Betreuungseinrich- 
tungen für Kinder der verschiedenen Altersgruppen bereitstellen. 

49. Wir treten für eine Ausweitung des Elternurlaubs und unbezahlte Freistellungs- 
zeiten, auch für die Pflege von Angehörigen, ein. Es müssen mehr qualifizierte Teilzeit' 
arbeitsplätze und flexiblere tarifvertragliche Arbeitszeitregelungen für Männer und 
Frauen geschaffen werden. Wir wollen dazu beitragen, daß die Arbeitswelt familienge' 
rechter wird. Erziehungsarbeit bedeutet nicht den endgültigen Verzicht auf Erwerbs- 
arbeit. Wir wollen Wahlfreiheit auch dadurch ermöglichen, daß wir den Wiederein- 
stieg in den Beruf erleichtern. Wir setzen uns für ein breites Angebot an Weiterbil- 
dungsmöglichkeiten ein, damit auch während der Familienphase der Kontakt zum 
Berufsleben erhalten bleibt. 

Jugend — Zukunft unserer Gesellschaft 
50. Jugendpolitik ist Politik für die Zukunft. In der Jugend werden Entscheidungen 
getroffen, welche Wertvorstellungen, Ideen und Vorbilder Orientierung für das weitere 
Leben geben. Für die Demokratie und die dem Grundgesetz zugrunde liegenden 
Wertentscheidungen muß jede Generation neu gewonnen werden. Dazu will unsere 
Politik beitragen und jungen Menschen den Weg zu einem selbstverantwortlichen 
Leben ermöglichen. 

Unsere Demokratie lebt auch von den Anfragen und Ideen, der Beharrlichkeit und 
Ungeduld, der Begeisterung und dem persönlichen Einsatz sowie der Kritik der 
Jüngeren. Wir wollen das Engagement und die ehrenamtlichen Aktivitäten von 
Jugendlichen in Kirchen und Verbänden, in Parteien und Vereinen sowie in anderen 
demokratischen Organisationen fördern. Jugendpolitik ist eine wesentliche Aufgabe 
der Kommunen. Sie müssen dazu beitragen, daß sich junge Menschen in der Gemein- 
schaft mit Gleichaltrigen entwickeln sowie Aufgaben und Verantwortung übernehmen 
können. 

Wir übersehen nicht diejenigen Jugendlichen, die sich durch gewachsene Anforde- 
rungen und schnelle Veränderungen überfordert fühlen. Unsere Politik will sie durch 
Qualifizierungs- und Unterstützungsmaßnahmen fördern. Die Gewaltbereitschaft 
kleiner radikaler Gruppen fordert uns alle heraus. Dieser Entwicklung müssen wir 
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be8egnen, indem wir die Ursachen erforschen und bekämpfen, die Wertgrundlagen 
Unserer Gemeinschaft verdeutlichen und die Fähigkeit zur friedlichen Konfliktlösung 
stärken. 

J^ir alle sind auf den unersetzlichen Dienst angewiesen, den junge Männer als 
ßundeswehrsoldaten für den Frieden leisten. Wir achten das Recht auf Wehrdienstver- 
Weigerung aus Gewissensgründen und anerkennen die Leistung der Zivildienstlei- 
unden für das Gemeinwohl. Wir begrüßen ausdrücklich das Engagement junger 
Männer und Frauen im Rahmen des freiwilligen sozialen und ökologischen Jahres. 

Senioren — Lebenserfahrung anerkennen 
*]• Wir treten ein für eine Politik der Partnerschaft der Generationen. Junge und ältere 
Menschen können gleichermaßen voneinander lernen. 

p*mit ältere Menschen selbstverantwortlich leben und aktiv am gesellschaftlichen 
7ben teilnehmen können, wollen wir die Rahmenbedingungen hierfür verbessern und 
dadurch zur Lebensqualität im Alter beitragen. Wir wollen allen älteren Menschen ein 
f inertes und sinnerfülltes Leben ermöglichen. Wir wollen die Kompetenz älterer 
Tuchen für unsere Gemeinschaft nutzen und erhalten sowie ihre Lebensleistung, die 
Sle für die Gesellschaft erbracht haben, besser anerkennen. Denjenigen, die über das 
8esetzliche Rentenalter hinaus beruflich tätig sein möchten, soll dazu die Möglichkeit 
^geben werden. 
^iele ältere Menschen übernehmen wichtige Aufgaben in der Familie und leisten 

ait»t einen wichtigen Beitrag zur Generationensolidarität. Sie unterstützen oftmals 
'hre Kinder in vielfältiger Weise und helfen sowohl bei der Betreuung ihrer Enkel- 
^nder als auch bei der Pflege des Partners und anderer Familienangehöriger. 
Urngekehrt sind viele ältere Menschen auf Hilfe durch ihre Familie, durch Nachbarn 
j^er Freunde angewiesen. Sie müssen von uns die Solidarität erhalten, wie sie diese 
ür unsere Gemeinschaft leisten und geleistet haben. 

^le meisten älteren Menschen bevorzugen ein Leben im eigenen Haushalt und stehen 
Jabei in vielfältigen Kontakten zu ihren Kindern und Angehörigen. Ziel unserer 
^Htik ist es, daß ältere Menschen so lange wie möglich in der von ihnen gewünschten 

°hnform leben können. 

EH Unsere Kultur - Ausdruck nationaler Identität 
u*ul Weltoffenheit 
S2- Unsere Kultur prägt die Identität unseres Landes und seiner Menschen. Kultur ist 
So*ohl historisch gewachsene Tradition als auch Lebensäußerung von Menschen der 
^genwart. Sie entfaltet sich in den verschiedensten Formen und Institutionen und 

estimmt die Art und Weise unseres Zusammenlebens. 
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Wir Deutschen haben im Laufe der Geschichte eine eigenständige Kultur entwickelt, 
die sich in unserer Sprache und den Künsten, in unseren Sitten und Gebräuchen, in 
unserem Verständnis von Recht und Demokratie, von Freiheit und Bürgerpflicht 
niederschlägt. Die Kultur des deutschen Ostens und der aus ihrer Heimat vertriebene 

Deutschen ist ein Bestandteil des Erbes der ganzen deutschen Nation, das wir pflegefl 

und erhalten wollen. Deutschland gehört zur Wertegemeinschaft des christlichen 
Abendlandes. Wir sind Teil der europäischen Kulturgemeinschaft. Die Völker Europ3 

haben in der Offenheit füreinander sich gegenseitig befruchtet und ihre kulturelle 
Eigenart entwickelt. Wir wollen das friedliche Miteinander der unterschiedlichen 
Kulturen Europas und der Welt fördern. 

Erziehung und Bildung erneuern 
53. Erziehung und Bildung sind wesentliche Voraussetzungen für die freie Entfaltung 
der Person und für die Wahrnehmung von Freiheitsrechten und Bürgerpflichten. Sie 
müssen zur Persönlichkeitsbildung beitragen, soziale Fähigkeiten vermitteln und den 
Anforderungen unserer gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklung gerecht 
werden. Erziehung und Bildung zielen auf die Bejahung des demokratischen und 
sozialen Rechtsstaates und die im Grundgesetz verankerte Wertordnung. Weltanschaü 

liehe Parteilichkeit oder wertneutrale Beliebigkeit sind mit dem Bildungswesen des 
demokratischen Staates unvereinbar. 

54: Vielfalt und Leistungsfähigkeit, Wettbewerb und Förderung müssen wesentliche 
Elemente unseres Bildungs- und Ausbildungssystems sein. Grundlagen unserer 
Bildungspolitik sind das Prinzip der Chancengerechtigkeit und das Leistungsprinzip: 

Chancengerechtigkeit erfordert, die Verschiedenheit der Menschen in ihren 
Begabungen, Leistungen und ihrem sozialen Herkommen zu berücksichtigen. Sie ka"" 
nicht durch Nivellierung oder durch die Einschränkung der Chancen anderer erreich 
werden, sondern nur durch die Förderung der Anlagen jedes einzelnen. Das Leistung5' 
prinzip verlangt, daß die Leistungsmöglichkeiten des einzelnen gefordert und 
gefördert werden und daß alle für ihre Leistung die gebührende Anerkennung 
erhalten. Leistung ist das effizienteste und sozial gerechteste Aufstiegs- und Differed 
zierungskriterium in einer demokratischen Gesellschaft. 

55. Wir treten dafür ein, Lehrinhalte und Ausbildungsgänge zu straffen, Ausbildung8' 
zeiten zu kürzen und das Angebot zu differenzieren. Nur so können wir den gewach- 
senen und neuen Anforderungen, auch im internationalen Vergleich, gerecht werden- 
Die Verbindung von Bildungs- und Beschäftigungssystem muß ständige Aufgabe von 
Politik und Wirtschaft sein. Die Länder stehen in der besonderen Verantwortung, ein 
vergleichbares Niveau in den Bildungsabschlüssen anzustreben und auf diese Weise 
Qualität und Mobilität zu fördern. Bildungseinrichtungen in freier Trägerschaft sind 
ein unverzichtbarer Bestandteil unseres Bildungswesens. Sie müssen von Ländern und 
Kommunen gleichberechtigt mit öffentlichen Bildungseinrichtungen gefördert werde" 
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^ Im zusammenwachsenden Europa sind Kenntnisse der anderen Kulturen, 
fachen und Lebensbedingungen unverzichtbar. In Schulen, praktischer und akade- 
mischer Ausbildung tragen sie zur Urteilsfähigkeit, zu Toleranz und Völkerverstän- 
'gung bei. Wir wollen den europäischen Austausch auf allen Ebenen fördern. 
7- Unser Gemeinwesen braucht in allen Bereichen und auf allen Ebenen Eliten, die 

lhr Wissen und Können im Bewußtsein der Verantwortung für andere und im Dienst 
p der Sache einsetzen. Wir setzen uns für die Förderung besonders Begabter ein. 
.feichzeitig gilt für uns, daß wir diejenigen besonders fördern wollen und müssen, die 

W°h überfordert und den gesellschaftlichen Anforderungen nicht gewachsen fühlen. 
lr müssen ihnen helfen, daß sie ihr Leben selbstverantwortlich gestalten können. 

v?\^ir treten für ein gegliedertes Schulsystem ein, das die Verschiedenartigkeit von 
^igungen und Begabungen berücksichtigt und den Wechsel zwischen verschiedenen 

ldungsgängen ermöglicht. Um den Schülern eine ihren Begabungen und Leistungen 
gerechte Ausbildung zu ermöglichen und die Vielfalt und Qualität der Schulformen zu 
plchern, muß beim Übergang zu einer weiterführenden Schule neben dem Wunsch der 

ltern die Empfehlung der Schule berücksichtigt werden, 
^ftrag der Schule ist die Vermittlung von Allgemeinbildung und Grundlagenwissen, 
0n Kulturtechniken, der deutschen Sprache und von Werten. Wir setzen uns für den 

?*etelich geschützten christlichen Religionsunterricht an unseren Schulen ein. Die 
cmile hat auch den Auftrag, auf die Zeit nach der Schule vorzubereiten. Sie hilft bei 

j>er Eingliederung von Kindern und jungen Menschen in unsere Gesellschaft und 
j ultur; besonders Kinder anderer Nationalität und Sprache sind darauf angewiesen. 
^hrern kommt in Partnerschaft mit der Familie ein eigener erzieherischer Auftrag zu. 

9% Unser duales Bildungssystem mit Betrieb und Schule hat sich bewährt und ist eine 
Unsittliche Grundlage für unsere internationale Wettbewerbsfähigkeit. Betriebe, 
j!ffentliche Verwaltung und Tarifpartner müssen die Attraktivität einer praktischen 

erufsausbildung durch leistungsgerechte Bezahlung, Durchlässigkeit der Laufbahnen 
b
nd qualifizierte Fort- und Weiterbildung stärken, um so die Gleichwertigkeit der 
eruflichen mit der akademischen Ausbildung zu verwirklichen. 
le berufliche Bildung bedarf in Betrieb und Schule stärkerer Differenzierung mit 

j-^atzangeboten für besonders Begabte ebenso wie für leistungsschwächere Jugend- 
cne. Wir wollen die Berufsschule durch die Verbesserung ihrer Arbeitsmöglichkeiten 

^nd ihres Ansehens stärken. Eine qualifizierte Berufsbildung soll stärker als bisher den 
°chschulzugang für besonders Begabte ermöglichen. 

Jänner und Frauen in handwerklichen und sozialen Berufen leisten einen unersetz- 
*chen Beitrag für die wirtschaftliche und soziale Leistungskraft sowie für das Ansehen 
eutschlands in der Welt. Wir setzen uns nachdrücklich dafür ein, daß neben der 

f^Uschaftlichen Anerkennung auch die Verdienstmöglichkeiten, insbesondere in den 
^jzialen Berufen, deutlich verbessert werden. Wir wollen, daß der Dienst am 
Menschen nicht schlechter bezahlt wird als die Arbeit an der Maschine. 
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60. Einheit und Freiheit von Forschung und Lehre bleiben eine notwendige Voraus- 
setzung für die hohe Qualität akademischer Ausbildung und für die wissenschaftlich 
Leistung. Die hohe Zahl der Studierenden hat zu einer Überlastung unserer 
Hochschulen geführt. Gleichzeitig steigt der Bedarf der Wirtschaft an qualifizierten 
Hochschulabsolventen. Dieser Entwicklung müssen die Länder und der Bund durch 
den weiteren Ausbau, insbesondere der Fachhochschulen, Rechnung tragen und 
zugleich durch neue Ausbildungsformen überzeugende Alternativen zum Studium 
schaffen. Deshalb müssen Verwaltungs-, Wirtschafts- und Berufsakademien weiteren1' 
wickelt werden. 

Die Autonomie der Hochschulen muß sich ebenso bei der notwendigen Verkürzung 
der durchschnittlichen Studienzeiten und der erforderlichen Neuordnung der Studio1' 
gänge und Studienabschlüsse bewähren wie bei der Beteiligung an der Auswahl der 
Studienbewerber. Wir wollen am Abitur als allgemeiner Hochschulzugangsvoraus- 
setzung festhalten. Das Abitur muß aber wieder eine verläßliche Aussage über die 
Studierfähigkeit machen. Die Hochschulen sollen künftig in solchen Fächern, in 
denen die Zahl der Bewerbungen die vorhandene Studienplatzkapazität übersteigt» 
nach fachbezogenen Kriterien die Studenten selbst auswählen. 

Wir wollen, daß die Hochschulen vermehrt selbstverantwortlich über ihren Haushalt 
verfügen können, um ihnen so einen wirtschaftlichen Einsatz der stärker nach 
Leistungskriterien zu vergebenden Finanzmittel zu ermöglichen. Zur Stärkung von 
Wettbewerb und Leistungsfähigkeit in und zwischen den Hochschulen sowie zur 
Förderung der notwendigen Mobilität zwischen Wissenschaft, Wirtschaft und offen1' 
licher Verwaltung müssen die Möglichkeiten der Anstellung von Hochschullehrern 
außerhalb eines Beamtenverhältnisses stärker als bisher in Anspruch genommen 
werden. 

61. Die dauernden und tiefgreifenden Veränderungen der Arbeitswelt bedingen in 
allen Berufen sich wandelnde und neue Qualifikationen. Die Anforderungen, denen 
sich der einzelne sowohl im privaten und persönlichen als auch im öffentlichen und 
beruflichen Leben gegenübersieht, machen umfassende Angebote zu kontinuierliche' 
Fort- und Weiterbildung notwendig. Sie stellt ein noch unausgeschöpftes Aufga- 
benfeld sowohl der Bildungs- als auch der Tarifpolitik dar. Arbeitsmarkt und Bildung5' 
system können dadurch wieder stärker miteinander verbunden und auch die Rückke"1 

ins Berufsleben nach der Familienphase erleichtert werden. Die Hochschulen sollen 
zukünftig auf diesem Feld mit berufsbegleitenden Aufbaustudien zusätzliche 
Aufgaben übernehmen. Wir wollen ihre Angebote und das der freien Träger, der 
Wirtschaft und der öffentlichen Bildungseinrichtungen fördern. Die schulische wie 
außerschulische politische Bildung hat für uns einen besonderen Stellenwert. 

Kirchen und Religionsgemeinschaften 
62. Die große Mehrheit unserer Bevölkerung gehört einer der christlichen Kirchen in 
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eutschland an. Indem diese von Gott künden, weisen sie über die Endlichkeit 
Jjnserer Existenz hinaus und tragen für viele Menschen zur Sinngebung ihres Lebens 
;?*• Den Kirchen und Religionsgemeinschaften kommt eine besondere Bedeutung für 
dle Wertorientierung der Gesellschaft zu. Darüber hinaus leisten sie auf sozial-karita- 
lvem Feld und im erzieherischen Bereich vorbildliche Dienste. 
Das Recht der Kirchen und Religionsgemeinschaften, ihre eigenen Angelegenheiten 
aut<>nom zu ordnen, muß ebenso gewahrt bleiben wie ihre Freiheit, ihrem Verkündi- 
|Ungsauftrag in der Gesellschaft nachzukommen. Um diese Selbständigkeit und die 
r^üllung jhrer Aufgaben zu ermöglichen, treten wir dafür ein, das System der 
^•"chensteuer beizubehalten. Wir unterstützen nachdrücklich den Beitrag der Kirchen, 
jjre Mitverantwortung und ihre Mitgestaltung für das Gemeinwohl. Wir sehen in der 
Nahrung der christlichen Wertgrundlagen unserer freiheitlichen Demokratie, insbe- 
!?ndere in der Unantastbarkeit der Würde der Person, das gemeinsame Anliegen der 

ÖU Deutschlands und der christlichen Kirchen. 

^lr sind dankbar, daß sich nach den nationalsozialistischen Verbrechen wieder 
Jud»sche Gemeinden in Deutschland gegründet haben. Juden und Christen sind durch 
l!nauflösliche Gemeinsamkeiten an Werten und Traditionen miteinander verbunden. 

le jüdischen Gemeinden sind Teil unserer Kultur und ein unverzichtbarer Bestandteil 
'jnserer Gesellschaft. Sie tragen mit ihrem gesellschaftlichen Engagement zugleich zum 
{^ehen Deutschlands in der Welt bei. Unter uns leben viele Menschen anderer 
^eligionszugehörigkeit. Wir achten ihre religiöse Überzeugung und respektieren ihren 
Wunsch nach freier Religionsausübung im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung. 

bedien - Freiheit in Verantwortung wahrnehmen 
J?- wir treten für die Freiheit und Vielfalt der Medien ein. Freie Medien ermöglichen 
[!le Bildung einer öffentlichen Meinung und tragen zur wirksamen Kontrolle staat- 
!cher Macht bei. Sie wirken mehr denn je zuvor auf die Meinungsbildung ein, indem 

Sle Themen und Standpunkte, Informationen und Sachverhalte auswählen und aufbe- 
reiten. Die Medien sind selbst ein politischer Faktor und tragen angesichts ihrer 
Vlelfältigen Einflußmöglichkeiten ein hohes Maß an Verantwortung für unser Gemein- 
den. Dieser Bedeutung müssen sie im Umgang mit Informationen und in der Art 
l.hrer Vermittlung gerecht werden. Freiheit und Unabhängigkeit gelten gleichermaßen 
Ur die gedruckten wie für die elektronischen Medien. Das Grundrecht der Meinungs- 

ünd Pressefreiheit ist ein konstituierendes Element der Demokratie. Zu dieser Freiheit 
j>ehört die Verantwortung; der Wahrung des Persönlichkeitsschutzes kommt dabei 
esondere Bedeutung zu. 

• Wir setzen uns für die Einführung medienkundlicher Unterrichtsinhalte an den 
^hulen ein. Zu einem wirksamen Jugendschutz gehört eine qualifizierte Mediener- 
^ehung bereits vom Kindergartenalter an. Ziel ist, daß der einzelne den eigenverant- 
wortlichen Umgang mit den Medien lernt und ihre positiven Impulse nutzen kann. 
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Wir wenden uns gegen eine verharmlosende und immer hemmungslosere Darstellung 
von Gewalt besonders im Fernsehen, in Videofilmen und Computerspielen, gegen 
Pornographie sowie entwürdigende Darstellungen in der Werbung. Wir fordern die 
Verantwortlichen im Bereich der Medien auf, sich einer wirksamen freiwilligen Selbst' 
kontrolle, die bestehende Aufsichtsgremien ergänzt, zu unterziehen. Entsprechend 
ihrer Verantwortung muß die Ausbildung der Journalisten und anderer Medienschaf' 
fender hochwertig sein. Einer auf den Dienst am Menschen bezogenen Medienethik 
ist in der Aus- und Fortbildung der Medienschaffenden ein erhöhter Stellenwert be»zü' 
messen. 

• Wir treten für die Beibehaltung des dualen Systems von öffentlich-rechtlichem und 
privatem Rundfunk ein; die Aufrechterhaltung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
ist aber abhängig von einer anspruchsvollen Wahrnehmung der Grundversorgung, n*1 

der er einen unersetzbaren Beitrag für die Qualität unserer Medienkultur leisten kann 
Zur Erfüllung dieses Auftrages ist nicht die Beibehaltung der Vielzahl von öffentlich- 
rechtlichen Sendern und Programmen notwendig, sondern die Bereitschaft zur Refa*1" 
durch effiziente und kostengünstige Organisationsformen. 

Wir wenden uns gegen Medienkonzentrationen im nationalen und internationalen 
Bereich, welche die Pluralität der Meinungen und den Erhalt des Wettbewerbs 
gefährden. Der gemeinsame europäische Markt für Rundfunk-, Fernseh- und neue 
Informationssysteme muß durch das Prinzip des freien Informationsflusses und der 
wechselseitigen Anerkennung von Sende- und Einspeisungsgenehmigungen gestalte1 

werden. Dabei sind der Schutz der Menschenwürde, der Jugend und des fairen 
Wettbewerbs der Programme sicherzustellen. 

Wir fordern und unterstützen eine gesellschaftliche Verständigung über eine Medien' 
ethik, die sowohl Medienschaffende als auch Mediennutzer in ihrer Verantwortung 
einbezieht. In ihrem Mittelpunkt muß die Ehrfurcht vor dem Leben, die Unantast- 
barkeit der Würde des Menschen, Toleranz und Bereitschaft zum Dialog stehen. Eine 

so verstandene Medienethik fordert Unparteilichkeit, Offenheit, Selbstkritik, Fairneß 
und Wahrhaftigkeit. Sie machen den Kern publizistischer Verantwortung bei der 
Wahrnehmung der Dienstleistungsaufgabe Information aus. 

Freizeit und Sport 
64. Zur freien Entfaltung der Person braucht der Mensch Muße und Entspannung. ^s 

gibt vielfältige Möglichkeiten, außerhalb des Arbeitslebens schöpferische Fähigkeiten 
zu entfalten, sich politisch und gesellschaftlich zu engagieren oder künstlerischen und 
sportlichen Neigungen nachzugehen. Wir treten dafür ein, die Freizeit nicht in erster 
Linie der Freizeitindustrie zu überlassen. Wir unterstützen ausdrücklich die ehrenanrt' 
liehe Tätigkeit in Verbänden, Vereinen, in der Nachbarschaft und in anderen gesell- 
schaftlichen Bereichen, die zu mehr menschlichem Miteinander beitragen. Unser 
Bildungswesen muß zu einer sinnvollen Freizeitgestaltung befähigen. 
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Port dient der Gesundheitserhaltung und Leistungsförderung in jedem Lebensab- 
pChnitt und ist unverzichtbar für Erziehung und Freizeit. Er verbindet spielerisch die 

reude an der eigenen Leistung mit der Begegnung und dem Einsatz in einer Gruppe. 
j er Sport leistet einen wesentlichen Beitrag zur Persönlichkeitsbildung und trägt zur 

egration in die Gemeinschaft bei. 

Freiheit der Kunst 
5?* ^ir bekennen uns zur Freiheit der Kunst und zum Grundsatz öffentlicher Kultur- 
0rderung. Kunst ist eine eigene Weise der Auseinandersetzung mit der Wirklichkeit. 
le hat Bedeutung für die Entfaltung der schöpferischen Kräfte des Menschen und 
amit für die Kreativität unserer ganzen Gesellschaft. Das kulturelle Leben unserer 

J er*iokratie reicht von der Vergegenwärtigung unseres kulturellen Erbes über die tradi- 
'°nelle Volkskunst bis hin zu neuen Schaffensformen. Wir wollen allen die aktive und 
psive Teilhabe am kulturellen Leben ermöglichen und unsere Kulturgesellschaft 
^entwickeln. Förderung von Spitzenbegabungen und qualifizierte Breitenförderung 
Gänzen sich. 

Uturförderung ist nicht allein staatliche Aufgabe. Die Grundsubstanz institutioneller 
Jp'tUr zu gewährleisten und die Kunst unserer Gegenwart zu unterstützen ist Pflicht 
^öffentlichen Hand. Die subsidiäre Förderung von einzelnen Initiativen muß in 
v
ulfünft verstärkt werden. Wir wollen die Rahmenbedingungen für private Förder- 
ereine, Künstlerinitiativen, Mäzene und Sponsoren verbessern. 

°mrnunen und Länder haben nach den Prinzipien von Föderalismus und Subsidia- 
s *?die Hauptzuständigkeit der öffentlichen Kulturförderung und können mit unter- 
^Cr»iedlichen Akzentsetzungen ihr eigenes kulturelles Profil prägen. Die Kulturför- 
erüng des Bundes muß angesichts der Wiedervereinigung den Belangen der Kultur- 

.atlon Rechnung tragen. Mit der auswärtigen Kulturpolitik tragen wir zum Ansehen 
eutschlands in der Welt bei. 

^Pitel III 

^ür eine Ökologische und Soziale 
Marktwirtschaft 
18 Prinzipien der Ökologischen und Sozialen 
Marktwirtschaft 

• Die Ökologische und Soziale Marktwirtschaft ist ein wirtschafts- und gesellschafts- 
23 



CDU-Dokumentation 31/1993 

politisches Programm für alle. Sie hat ihr geistiges Fundament in der zum christlichen 
Verständnis des Menschen gehörenden Idee der verantworteten Freiheit und steht im 
Gegensatz zu sozialistischer Planwirtschaft und unkontrollierten Wirtschaftsformen 
liberalistischer Prägung. Wir treten für die Ökologische und Soziale Marktwirtschaft 
ein, weil sie wie keine andere Wirtschaftsordnung unsere Grundwerte Freiheit, Solid3' 
rität und Gerechtigkeit verwirklicht. Ihre Grundlagen sind Leistung und soziale 
Gerechtigkeit, Wettbewerb und Solidarität, Eigenverantwortung und soziale 
Sicherung. Sie verbindet den Leistungswillen des einzelnen mit dem sozialen 
Ausgleich in unserer Gesellschaft und schafft die Voraussetzungen für die Bewahrung 
der Schöpfung. 

Wir vertrauen auf die schöpferischen Fähigkeiten des Menschen, sich in Freiheit und 
Verantwortung zu entfalten. Wir wissen, daß der Mensch seine Fähigkeiten 
mißbrauchen und ohne Rücksicht auf soziale und ökologische Belange wirtschaften 
kann. Deshalb muß unser Staat Rahmenbedingungen setzen, um die Kräfte der Selbst* 
regulierung in der Wirtschaft zu stärken und alle am Wirtschaftsleben Beteiligten auf 
die Beachtung sozialer und ökologischer Erfordernisse zu verpflichten. Dabei sind die 

Prinzipien des Wettbewerbs und der sozialen sowie ökologischen Ordnung mitein- 
ander verbunden und bedingen sich wechselseitig. 

Markt und Wettbewerb 
67. Markt und Wettbewerb sind zentrale Elemente unserer Wirtschaftsordnung und 
ermöglichen Freiheit durch Dezentralisation von Macht. Der freiheitlichen 
Demokratie entspricht der Markt als Organisationsform der Wirtschaft. Wettbewerb 
fördert den Leistungswillen des einzelnen und dient damit zugleich dem Wohl des 
Ganzen. Markt und Wettbewerb ermöglichen eine effiziente und preisgünstige 
Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, sorgen für eine auf die Wünsche der 
Konsumenten ausgerichtete Produktion, fördern Innovationen und zwingen zur 
ständigen Rationalisierung. Mehr Staat und weniger Markt führen demgegenüber 
vielfach zur Verminderung der Leistungsbereitschaft der Leistungsfähigen und dam«1 

zu weniger Wohlfahrt und weniger Freiheit für alle. Solidarität mit den Schwachen 
und die Bewahrung der Schöpfung bedürfen aber der politischen Gestaltung durch 
einen entsprechenden Ordnungsrahmen und folgen nicht aus dem Markt an sich. 
Dabei muß der Grundsatz gelten: Soviel Markt wie möglich, um Eigeninitiative und 
Selbstverantwortung des einzelnen zu stärken, und soviel Staat wie nötig, um 
Wettbewerb und die soziale und ökologische Ordnung des Marktes zu gewährleisten- 

Zu einer freiheitlichen und sozialen Wirtschaftsordnung gehört das sozial verpflichte^ 
Privateigentum. Privateigentum an Produktionsmitteln ist Bedingung für die 
wirtschaftliche und sorgsame Nutzung knapper Güter sowie für die Leistungsfähig^'1 

und Produktivität der Wirtschaft. Die Vertrags-, Gewerbe- und Niederlassungsfreihe«J 
sowie die Freiheit der Berufswahl sind ebenso grundlegende Voraussetzungen für freie 

wirtschaftliche Betätigung wie die Chance des Gewinns und das Risiko des Verlustes- 
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S°ziale Ordnung 
• Wirtschafts- und Sozialordnung sind untrennbar miteinander verbunden. Sie 

grenzen und ergänzen sich gegenseitig. Eine Wirtschaftspolitik ohne soziale Gerech- 
ten verfehlt den sozialen Frieden und würde zugleich zu volkswirtschaftlichen 
er«usten führen. Unsere soziale Ordnungspolitik verbindet die Prinzipien der 
ünianität und Wirtschaftlichkeit sowie der Leistungs- und Verteilungsgerechtigkeit. 

le zielt auf die Stärkung der Eigenverantwortung, auf persönliche Hilfe und aktive 
6ol»darität. 

. l* gestalten unsere soziale Ordnungspolitik nach den Prinzipien der Solidarität und 
yosidiarität. Wir wollen gemeinschaftlich die Risiken absichern, die der einzelne 
c"t allein und aus eigener Kraft tragen kann. Grundlegende Elemente unserer 

°2lalen Ordnung bleiben Versicherungspflicht und Leistungsgerechtigkeit sowie 
Zentralisierung und Selbstverwaltung in den Sozialversicherungen. 

ttsere Sozialordnung beruht zu einem erheblichen Teil auf der Solidarität zwischen 
n Generationen. Angesichts der tiefgreifenden demographischen Veränderungen 

. rfen wir diesen Generationenvertrag nicht überlasten. Es entspricht unserem 
^ständnis von Solidarität und Subsidiarität, angesichts des gewachsenen 

°hlstandes die Absicherung von zumutbaren Risiken in die Eigenverantwortung des 
deinen zu übertragen. 
le Tarifautonomie ist ein wichtiger Faktor unseres sozialen Friedens. Die Tarif- 

P^tner tragen besondere Verantwortung für Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und 
. achstum. Zu den grundlegenden Elementen unserer sozialen Ordnung gehören 
,.rner ein wirksamer Arbeitnehmerschutz, die Mitbestimmung der Arbeitnehmer und 

e soziale Partnerschaft ebenso wie die Gleichberechtigung von Mann und Frau. 

alogische Ordnung 
• Wir Christliche Demokraten erweitern die Soziale Marktwirtschaft um eine Ökolo- 
ge Dimension. Stärker als bisher wollen wir die Kräfte und Steuerungsmecha- 
sttien der Marktwirtschaft einsetzen, um einen schonenden Umgang mit Natur und 
'fiwelt zu erreichen. Ziel der Ökologischen und Sozialen Marktwirtschaft ist es, eine 
ynthese von Ökonomie, sozialer Gerechtigkeit und Ökologie zu schaffen. 

"sere Verantwortung für die Schöpfung muß auch unser wirtschaftliches Handeln 
uen. Wir müssen die Vernetzung von Mensch, Natur und Umwelt zum Prinzip 

sa S|!reS Handelns machen. Grundlage der ökologischen Ordnung sind das Verur- 
^cher- und das Vorsorgeprinzip. Wir wollen, daß in Zukunft jeder die Kosten unter- 

ssener Umweltvorsorge und der Inanspruchnahme von Umwelt tragen muß, die aus 
le'"16111 ^ernalten als Produzent oder Konsument entstehen. Das ist nur dann gewähr- 
set     ' Wenn sicri diese Kosten in ökologisch ehrlichen Preisen niederschlagen. Damit 

2en wir Signale und schaffen Anreize zu umweltschonendem Verhalten. Marktwirt- 
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schafthche Anreize und das gesetzliche Ordnungsrecht sind die Instrumente zur 
Verwirklichung dieser Ziele. Über beide Instrumente kann die Knappheit der Natur- 
güter erfaßt werden. Ausgehend von der Verantwortung des einzelnen in der Ökologi- 
schen und Sozialen Marktwirtschaft treten wir dafür ein, zunächst alle Chancen zur 
Kooperation zu nutzen, bevor staatliche Regelungen eingesetzt werden müssen. Wir 
werden auch künftig das ökologische Ordnungsrecht mit gesetzlichen Ge- und 
Verboten, Grenzwerten, Auflagen und Genehmigungserfordernissen zur wirkungs- 
vollen Abwehr von unmittelbaren Gefahren für Mensch und Umwelt benötigen. Um 
die Leistungsfähigkeit und Innovationskraft der Wirtschaft verstärkt in den Dienst der 
Umwelt zu stellen, wollen wir aber mehr als bisher ökologische Ordnungselemente im 
Steuerrecht, Umweltabgaben, Kompensationsmöglichkeiten und Haftungsregelungen 
einsetzen. Indem wir durch solche marktwirtschaftlichen Anreize die Umwelt- 
schonung belohnen und die Inanspruchnahme von Umwelt mit Kosten belegen, 
verfolgen wir den Weg zu ökologisch ehrlichen Preisen und stärken die Eigeninitiative 
zu mehr Umweltschutz. 

Wir Christliche Demokraten werben für ein neues Verständnis von Wohlstand und 
Wachstum. Eine gesunde und lebenswerte Umwelt ist zentraler Bestandteil unseres 
neuen Wohlstandsbegriffes. Wachstum bedeutet weitaus mehr als nur die Mehrung 
von Gütern und Dienstleistungen. Unser neues Verständnis von Wachstum schließt 
den Weg ökologisch ehrlicher Preise für die Inanspruchnahme von Umwelt ein. 

Die Wettbewerbsfähigkeit des 
Wirtschaftsstandortes Deutschland verbessern 
70. Wir Christliche Demokraten haben die Soziale Marktwirtschaft politisch 
entwickelt und gegen heftige Widerstände durchgesetzt. Weltweit gilt dieses 
Wirtschafts- und Gesellschaftsmodell als Vorbild. Auf der Grundlage von Freiheit und 
Demokratie ist in der Bundesrepublik eine beispiellose wirtschaftliche Entwicklung 
und der Ausbau des Systems der sozialen Sicherheit gelungen. Wir halten an dem Ziel 
fest, Wohlstand für alle in ganz Deutschland zu schaffen und den sozialen Ausgleich 
zwischen Schwachen und Starken zu verwirklichen. 

71. Unser Wirtschaftsstandort steht durch die Veränderungen in Deutschland, Europa 
und der Welt in wirtschaftlicher, technologischer und sozialer Hinsicht vor neuen 
Herausforderungen. Angesichts des Europäischen Wirtschaftsraumes und des zuneh- 
menden Austauschs mit den mittel- und osteuropäischen Staaten, der International^1 

von Märkten und des wachsenden internationalen Standortwettbewerbs und vor allem 
angesichts der grundlegend veränderten wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen 
nach der Wiedervereinigung Deutschlands müssen wir unsere wirtschaftliche 
Konkurrenz- und Leistungsfähigkeit verbessern, für die soziale Sicherheit und die 
Lebensgrundlagen künftiger Generationen nachhaltig sorgen. 
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..;• Die sozialistische Planwirtschaft hat in den neuen Ländern in Deutschland große 
^logische und ökonomische Zerstörungen hinterlassen und den Menschen schweren 
^chaden zugefügt. Im wiedervereinigten Deutschland ist es daher eine Aufgabe aller 

erantwortlichen in Wirtschaft, Gesellschaft und Politik, den wirtschaftlichen, 
j^ialen und ökologischen Neuaufbau in den neuen Bundesländern voranzutreiben. 

j j dem Aufbau einer hochmodernen Infrastruktur, durch Investitionen in Arbeits- 
Jlätze und innovative Produkte, durch die Verbesserung des Bildungs- und Ausbil- 
yigswesens und durch die Stärkung von Forschung und Entwicklung schaffen wir 
.le Voraussetzungen für eine leistungsfähige Wirtschaft. Mit der Wiedervereinigung 

Slnd wir gemeinsam auch wirtschaftlich an Zukunftschancen reicher geworden. Bei 
nseren Ansprüchen müssen wir aber unsere veränderte gesamtwirtschaftliche 

Leistungsfähigkeit berücksichtigen. Wir müssen aufhören, das bisherige Wachstum des 
°hlstandes im Westen einfach fortschreiben zu wollen. 

.Dle Wiedervereinigung bietet uns die Chance, unsere Wirtschafts- und Sozialordnung 
m ganz Deutschland zu erneuern und Fehlentwicklungen in den alten Bundesländern 
? korngieren. Wir wollen die Leistung und die Risikobereitschaft des einzelnen 
ördern, bürokratische Hemmnisse abbauen, wo immer möglich deregulieren und 
pausieren sowie die Beteiligung breiter Volksschichten am Produktivkapital fördern. 
r*T Wollen ökologische Erfordernisse stärker als bisher durch marktwirtschaftliche 
J^ttel berücksichtigen. Wir wollen unseren Sozialstaat umbauen, um die Folgen der 
omographischen Veränderungen zu bewältigen und auch in Zukunft soziale Gerech- 
ten verwirklichen zu können. 

J3'Als rohstoffarmes Land mit hohen Lohnkosten ist Deutschland besonders auf die 
Leistungsfähigkeit seiner Menschen und die Innovationsfähigkeit seiner Wirtschaft 
an8ewiesen. Wir müssen uns mit unserer Fähigkeit zu Spitzenleistungen auf Produkte 
pnd Produktionstechniken mit Spitzenqualität konzentrieren. Technologischer 
Fortschritt vollzieht sich in immer kürzeren Zyklen und erfordert eine Beschleunigung 
v°n Innovationen. Die Wettbewerbsfähigkeit unseres Standortes hängt deshalb 
^entlieh von einem hohen Leistungsstand bei Forschung und Entwicklung sowie bei 
jer Anwendung neuer Technologien wie Bio-, Gen-, Informations- und Umwelttechno- 
'°6>en ab. Umweltfreundlichen Produkten und Technologien gehört die Zukunft. Mit 
JJer Weiterentwicklung unserer Wirtschaftsordnung zu einer Ökologischen und 
^°zialen Marktwirtschaft können wir nicht nur unsere führende Rolle im Bereich der 
ymwelttechnologien ausbauen, sondern auch einen wesentlichen Standortvorteil für 

,e Zukunft sichern. 
Ur Stärkung des Wirtschaftsstandorts Deutschland treten wir ein für: 

dle Rückführung des Staatsanteils und die Senkung von Steuern und Abgaben, 
die Verbesserung von Ausbildung, Wissenschaft und Forschung und deren Infra- 
struktur, 
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• die Förderung von Zukunftstechnologien und des Umweltschutzes, 

• Privatisierung und Abbau von Subventionen, 

• Deregulierung und Straffung staatlicher Genehmigungsverfahren, 

• flexiblere Arbeits- und längere Maschinenlaufzeiten, 

• die Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur 

• und die Sicherung unseres sozialen Friedens, der ein wichtiger Standortfaktor 
bleibt. 

Als exportorientierte Industrienation ist Deutschland auf einen freien Welthandel 
angewiesen. Protektionismus blockiert die Dynamik der Wirtschaft und verhindert 
Innovationen. Mit dem Europäischen Wirtschaftsraum entsteht in Europa ein große' 
integrierter Markt, der sich auch den mittel- und osteuropäischen Staaten öffnen muß- 
Um den Wirtschaftsstandort Deutschland und Europa zu sichern und zu verbessern, 
streben wir eine Europäische Wirtschafts- und Währungsunion an und treten für 
offene Märkte nach innen und außen ein. 

Finanz- und Steuerpolitik 
74. Die Rahmenbedingungen der Finanzpolitik haben sich durch den Aufbau der 
neuen Bundesländer für eine längere Übergangszeit stark verändert. Damit das 
Zusammenwachsen Deutschlands zügig vorangebracht wird, haben wir vorübergehe^ 
eine höhere Staatsverschuldung, ein Ansteigen des Staatsanteils, der Steuerbelastung 
und der Staatsausgaben in Kauf nehmen müssen. Im Anschluß daran muß jedoch die 
Neuverschuldung konsequent rückgeführt, alle öffentlichen Haushalte konsolidiert, 
der Staatsanteil am Bruttosozialprodukt vermindert und mittelfristig die Steuerbela- 
stung gesenkt werden. Die Voraussetzungen dafür schaffen wir, indem wir die 
Aufgaben des Staates neu bestimmen. Wir müssen neu festlegen, welche öffentlichen 
Leistungen Vorrang haben, was der Staat und die Sozialversicherungssysteme leisten 
können, welche öffentlichen Dienstleistungen über Marktbeziehungen geregelt werdet 
können und aufweiche Leistungen wir verzichten müssen. 

Erforderlich sind Strukturveränderungen und Umschichtungen, Ausgabenverminde- 
rungen und Effizienzsteigerungen. Indem wir deregulieren, entbürokratisieren und 
privatisieren, wollen wir erreichen, daß öffentliche Aufgaben effizienter und kosten- 
günstiger wahrgenommen werden. Wir wollen mehr als bisher einen Teil der öffent- 
lichen Aufgaben durch besondere Entgelte wie Preise und Gebühren und durch Selbst' 
beteiligungsanteile finanzieren. Dies erhöht die Kostentransparenz öffentlicher 
Angebote, begünstigt den Wettbewerb und führt zu einem kostengünstigeren und 
sparsameren Umgang mit öffentlichen Leistungen. 

Um die öffentlichen Haushalte zu konsolidieren, ist ein nachhaltiger Subventions- 
abbau notwendig. Dauerhafte Subventionen lähmen die Marktkräfte, verzerren den 
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ettbewerb, behindern den Strukturwandel und die Wirtschaftsdynamik. Wir wollen 
"tenzhilfen, Steuervergünstigungen und sonstige subventionsähnliche Ausgaben 
e,ter reduzieren. Subventionen sollten grundsätzlich befristet und degressiv gestaltet 

^rden. 
5- Der Grundgedanke der sozialen Gerechtigkeit ist nicht nur bei den Empfängern 
Etlicher Leistungen, insbesondere bei Sozialleistungen, zu berücksichtigen, sondern 
uch bei der Belastung der Steuer- und Beitragszahler. Es geht nicht nur um Vertei- 
J*8s-, sondern gleichermaßen auch um Leistungsgerechtigkeit. Steuern und Abgaben 
Urfen weder die private Initiative noch die Leistungsfähigkeit von Arbeitnehmern 
nc* Unternehmern lähmen. 
lr wollen deshalb mittelfristig sowohl die Steuerbelastung insgesamt reduzieren als 

Uch unser Steuersystem neu strukturieren. Die Belastung der produktiven Faktoren 
V^Pital und Arbeit durch die direkten Steuern ist zu hoch. Wir wollen niedrigere 
lrekte Steuersätze, aber eine breitere Steuerbemessungsgrundlage mit weniger steuer- 
ten Vergünstigungen und Ausnahmetatbeständen. Das dient zugleich der Vereinfa- 
"ung und damit der Steuergerechtigkeit. Zugleich werden wir den Konsum, insbe- 

sondere bei Energieverbrauch und Umweltbelastungen, steuerlich stärker belasten 
^sen. Indem wir das Steuersystem ökonomisch und ökologisch neu orientieren, 
j*ellen wir wichtige Weichen zur Fortentwicklung der Ökologischen und Sozialen 
^rktwirtschaft. Dies entspricht auch den Erfordernissen im internationalen 

ettbewerb der Unternehmensbesteuerung, da in vielen Staaten die direkten Steuer- 
te niedriger sind als in Deutschland. Das Sachkapital darf künftig steuerlich 

°egenüber dem Finanzkapital nicht benachteiligt sein. Ertragsunabhängige Steuern 
°Hen wir vermindern und die EG-Steuerharmonisierung weiter vorantreiben. 

Währungspolitik 
• Geldwertstabilität ist für eine solide wirtschaftliche Entwicklung und als 
Endlage sozialer Gerechtigkeit von entscheidender Bedeutung. Stabilität dient den 

.y^rern und Verbrauchern. Voraussetzung für den Erfolg der Geld- und Währungspo- 
.,lc ist, daß alle Beteiligten im Wirtschaftsleben einschließlich der Tarifpartner und 

r öffentlichen Gebietskörperschaften ihren Stabilitätsbeitrag leisten. 

p. Europa ist es unser gemeinsames Anliegen, die Geldwertstabilität zu sichern. 
mzelne Währungen und nationale Notenbanken allein können in zusammenwach- 

sen Märkten auf Dauer nicht für Währungsstabilität sorgen. Gerade das export- 
nentierte Deutschland benötigt die stabile Kaufkraft des europäischen Marktes. Wir 
feben eine Wirtschafts- und Währungsunion an, deren Voraussetzung die strikte 
'Haltung der im Vertrag von Maastricht festgelegten Konvergenzkriterien ist. Beim 
ntritt in die Währungsunion werden hohe Maßstäbe an die wirtschaftlichen Voraus- 
zungen der teilnehmenden Länder, vor allem hinsichtlich niedriger Inflationsraten 
d 'hrer Haushaltsdisziplin angelegt. Diese Maßstäbe dürfen nicht verändert werden. 
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Die geldpolitische Verantwortung soll in der Wirtschafts- und Währungsunion auf die 
Europäische Zentralbank übertragen werden, die — wie die Deutsche Bundesbank - 
unabhängig und vorrangig der Preisstabilität verpflichtet ist. Wir wollen mit der 
Europäischen Währungsunion die notwendigen Voraussetzungen für eine 
gemeinsame, konsequent am Ziel der Geldwertstabilität ausgerichtete europäische 
Währung schaffen, die ebenso stabil sein muß wie die D-Mark. 

Wettbewerbspolitik 
77. Die Freiheit des einzelnen und die Offenheit der Gesellschaft sind Vorausset- 
zungen für Wettbewerb. Der Wettbewerb ist seinerseits Grundlage für Chancenvielfalt- 
Wir wollen individuelle Chancengerechtigkeit sichern, Märkte offen halten und unlau- 
teren Wettbewerb unterbinden. Wo die Konzentration wirtschaftlicher Macht das 
Prinzip des Wettbewerbs verletzt, ist die Wahlvielfalt der Bürger und die Wirkung des 
Marktes beeinträchtigt. Der Staat muß deshalb der Konzentration wirtschaftlicher 
Macht entgegenwirken. 

Wir treten dafür ein, wettbewerbsrechtliche Sonderregelungen für die Bereiche 
Verkehr, Versicherung, Banken, Energie- und Versorgungswirtschaft, Arbeitsver- 
mittlung und freie Berufe grundsätzlich den allgemeinen Wettbewerbsregelungen 
anzupassen. 

Die Aufgaben der Wettbewerbspolitik verlagern sich zunehmend auf die europäische 
Ebene. Dabei dürfen die wettbewerbsorientierten Grundsätze des deutschen Kartell- 
rechts nicht in Frage gestellt werden. Wir wollen, daß die EG-Fusionskontrolle institu- 
tionell abgesichert und ein unabhängiges europäisches Kartellamt geschaffen wird. 
Neben der Fusionskontrolle verstehen wir es als weitere Elemente unserer Wettbe- 
werbspolitik, staatliche Subventionen zu begrenzen und abzubauen, Wirtschaftsbe- 
triebe mit staatlicher Beteiligung zu privatisieren und eine offensive Verbraucherpo- 
litik zu vertreten. 

Strukturpolitik 

78. Die besondere Situation in den neuen Bundesländern erfordert für eine längere 
Übergangszeit im Interesse der Menschen eine aktive Strukturpolitik. Dabei hat die 
Errichtung einer neuen und modernen Infrastruktur Priorität. Im gesamten Bereich 
der Wirtschaft streben wir eine möglichst weitgehende Privatisierung an. Nur durch 
den wirtschaftlichen Strukturwandel hin zu Unternehmen, die im Wettbewerb 
bestehen können, sind gleiche Lebensbedingungen in ganz Deutschland zu erreichen. 
Um diesen Wandel und eine industrielle Zukunft zu sichern, ist eine weitgehende — 
im Zeitablauf abnehmende — Flankierung durch staatliche Hilfen erforderlich. Um 
industrielle Kerne zu erneuern und industriell leistungsfähige Regionen als 
Wachstums- und Entwicklungspole zu gewinnen, wollen wir sanierungsfähige, aber 
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jjpch nicht privatisierte Unternehmen an die Wettbewerbs- und damit Privatisierungs- 
ahigkeit heranführen. Ziel dieser aktiven Strukturpolitik ist es, in den neuen Bundes- 
andern eine zukunftsfähige, breit strukturierte Wirtschaft zu entwickeln. Mit einer 

en8eren Verknüpfung von Struktur- und Arbeitsmarktpolitik wollen wir den Zeitraum 
fischen dem Wegbrechen alter, unrentabler und dem Entstehen neuer, wettbewerbs- 
j^'ger Arbeitsplätze überbrücken und verkürzen sowie soziale Härten vermeiden, 
^gleich soll erreicht werden, daß die vorhandenen qualifizierten Arbeitskräfte nicht 
owandern, ihre Qualifikation verbessert wird und sie in ihrer Heimat eine tragfähige 
eschäftigungsperspektive erhalten. 

n den alten Bundesländern sind industrielle Beteiligungen und sonstige privatwirt- 
chaftliche Unternehmen der öffentlichen Hand konsequent zu privatisieren. 

^Ußerdem können die Einrichtung und der Betrieb von Infrastrukturen im Bereich 
. erkehr, öffentlichen Planungsleistungen, Wasserver- und Abwasserentsorgung sowie 
n der Energie- und Abfallwirtschaft soweit wie möglich privatisiert werden. Privatwirt- 

Schaftliche, durch Markt und Wettbewerb gesteuerte und kontrollierte unternehme- 
jjsche Tätigkeit gewährleistet am besten wirtschaftliche Freiheit, ökonomische 
Effizienz und Anpassung an sich verändernde Marktverhältnisse. Soziale Flankie- 
rten erfolgen durch die Ausgleichs- und Förderinstrumente der Sozial- und Arbeits- 
J^rktpolitik, grundsätzlich dagegen nicht durch die unternehmerische Betätigung des 
Maates. 

fjjn kontinuierlicher Strukturwandel ist unverzichtbar, um im internationalen 
WeUbewerb zu bestehen. Dieser Strukturwandel muß grundsätzlich der wettbewerblich 
^ordneten Marktsteuerung überlassen werden. Staatliche Wirtschaftslenkung ist dazu 
jj!cht in der Lage. Aufgabe der Strukturpolitik kann es nur sein, die Anpassungsfä- 
h,gkeit von Unternehmen und Beschäftigten nach Kräften zu fördern und den Struk- 
Vrvvandel sozial abzusichern. Wo sektorale oder regionale Hilfen dazu notwendig 
JJH müssen sie zeitlich befristet, degressiv gestaltet und mit anpassungsorientierten 

l'agen verbunden sein. 

^ttelstandspolitik 
9" Die Leistungsfähigkeit der Ökologischen und Sozialen Marktwirtschaft beruht auf 
'ner ausgewogenen Struktur von Klein-, Mittel- und Großbetrieben. Wir brauchen die 

.lrtschaftskraft eines breiten Mittelstandes und den Ideenreichtum und Erfolgswillen 
^ttelständischer Unternehmer mit ihrer großen Innovations- und Entwicklungsdy- 
ai*ik. Die mittelständische Wirtschaft ist von großer Wichtigkeit, um Arbeits- und 
Usbüdungsplätze zu erhalten und zu schaffen, und in vielen Märkten zur Aufrechter- 
altung von Wettbewerb unverzichtbar. Auch für den Aufbau der Wirtschaft in den 
euen Bundesländern kommt dem Mittelstand eine Schlüsselfunktion zu. 
Utelständische Unternehmen haben besondere Vorteile, weil sie vielfach flexibler 

n<1> schneller entscheiden können und weniger bürokratisch sind. Sie sind aber im 
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Wettbewerb teilweise gegenüber Großunternehmen benachteiligt. Für mittelständische 
Unternehmen sind deshalb Erleichterungen, inbesondere im Steuerrecht, erforderlich- 
Um die im internationalen Vergleich beispielhafte mittelständische Struktur unserer 
Wirtschaft zu erhalten, treten wir dafür ein, den Generationenwechsel von Familienufl' 
ternehmen durch entsprechende steuerliche Regelungen zu erleichtern. 

Wir brauchen mehr Unternehmer und wollen deshalb den Schritt in die berufliche 
Selbständigkeit erleichtern. Unsere Wirtschaft muß leistungsbewußten und risikobe- 
reiten Unternehmern die Chance zur Selbständigkeit bieten. Deshalb halten wir daran 
fest, in den .neuen Bundesländern den Mittelstand verstärkt zu fördern. Eine konse- 
quente Mittelstandspolitik ist die beste Voraussetzung, um unsere marktwirtschaftlich6 

Ordnung zu stabilisieren und weiterzuentwickeln. 

Eigentums- und Vermögenspolitik 
80. Privates und sozial verpflichtetes Eigentum ist ein Grundpfeiler der Ökologischen 
und Sozialen Marktwirtschaft. Es gibt dem einzelnen mehr Entscheidungsmöglich- 
keiten und erhöht damit seine persönliche Freiheit. Auch für den wirtschaftlichen 
Aufbau in den neuen Bundesländern ist ein möglichst breit gestreutes Privateigentum 
an Unternehmen und Grundstücken von zentraler Bedeutung. Privatisierung und 
Reprivatisierung müssen vorangetrieben werden, auch im Bereich des Wohneigentums- 
Privateigentum ist eine entscheidende Bedingung dafür, daß Investitionen getätigt und 
damit die Grundlage für rentable Arbeitsplätze und selbsterwirtschaftete Arbeitsein- 
kommen und Gewinne geschaffen werden. Unter den Bedingungen des Sozialismus 
konnte nur wenig Kapital gebildet werden; es fand vielmehr ein gewaltiger Kapital- 
verzehr statt. Deshalb sind die Chancen zu neuer privater, breiter Kapitalbildung in 
den neuen Ländern so wichtig. 

Die Bildung von Produktivvermögen in Arbeitnehmerhand ist eine soziale Notwen- 
digkeit, um den Arbeitnehmern Mitverantwortung zu übertragen und eine gerechte 
Einkommensverteilung zu sichern. Wir werden eine breite Vermögensbildung am 
Produktivkapital nur dann erreichen, wenn der Staat die notwendigen Rahmenbedin- 
gungen schafft und die Tarifpartner entsprechende Tarifverträge abschließen. 

Die Eigenkapitalbildung kann verbessert werden, indem die Arbeitnehmer an den 
Erträgen der Unternehmen beteiligt und ihre Ersparnisse in Form von Miteigentum 
nutzbar gemacht werden. Nicht nur in den alten, sondern gerade auch in den neuen 
Bundesländern sollten die Tarifpartner die bestehenden Fördermöglichkeiten 
ausschöpfen. Wir wollen die rechtlichen und finanziellen Bedingungen dafür 
verbessern. 

Wissenschaft, Forschung und Technik 
81. Wissenschaft, Forschung und Technik sind für die Wettbewerbsfähigkeit unseres 
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,    Schaftsstandortes von entscheidender Bedeutung. Die Exporterfolge der 
sehen Wirtschaft werden zu einem erheblichen Teil mit technologieintensiven 

h   ern erzielt. Die industrielle Beschäftigung wird von den technologieintensiven 
£j nchen getragen. Wir wollen deshalb alle Anstrengungen unternehmen, damit ganz 

tschland ein international führendes Land für Forschung und Technik bleibt. 

g   jjüssetzung zur Erweiterung menschlichen Wissens und Könnens ist die Grundla- 
im - 0rscnun8- Bei der erkenntnisorientierten Grundlagenforschung hat Deutschland 
ba      rnationalen Vergleich auf vielen Gebieten eine Spitzenposition, die es auszu- 
z- , n 8Üt. Grundlagenforschung bildet die Basis für neue Technologien und ist unver- 
{j    ^arer Teil staatlicher Forschungsförderung. Die Grundlagenforschung in 
(j ^chulen und Instituten hat vorrangigen Anspruch auf staatliche Hilfe, zumal sie 
Und   ^e Heranbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses als Träger von Wissen 
Qn ^

0nnen eine wichtige Zukunftsinvestition darstellen. Die anwendungsorientierte 
n:   n(*'agenforschung gewinnt immer größere Bedeutung, weil sie uns neue Erkennt- 
be 

Se' neue Materialien und Verfahren für künftige und innovative Produkte und ein 
ljc,Seres Verständnis komplexer Systeme wie Verkehr, Klima und Ökosysteme ermög- 

j e Wirtschaft ist aufgerufen, sich neben der produktorientierten Forschung verstärkt 
sti      Und'agenforschung zuzuwenden. Nur so können die deutschen Spitzenlei- 
y n8en in der Grundlagenforschung mehr als bisher zu einem technologischen 
(j- ^Pnmg führen, der in Wettbewerbsvorteile auf Märkten umzusetzen ist. Dabei hat 
ü    

nformationstechnologie eine besondere strategische Bedeutung für Wirtschaft 
st    Wissenschaft. Schnelle und leistungsfähige Datennetze sind eine wichtige Infra- 

ktürinvestition für unseren Standort. 
82. rv 
nJ   er Staat kann und soll technologische Innovationen nicht verordnen. Unter- 
pr ^

en können den Forschungsbedarf zur Entwicklung neuer Techniken und 
an   

u'cte aufgrund der Marktentwicklung selbst am besten beurteilen. Deshalb sind 
ty- en(*ungsbezogene Forschungen und Innovationen originäre Aufgaben der 
Set 

Scnaft. Sie kann durch ein langfristiges technologisches Engagement die Voraus- 
Erf ,n^n ^ur inre internationale Wettbewerbsfähigkeit und ihren wirtschaftlichen 
h*    & sichern. Dabei ist die Verbesserung der Rahmenbedingungen für Innovationen 
und n wirlcungsvoller als der Einsatz öffentlicher Fördermittel. Entbürokratisierung 
J?0   Deregulierung sind daher von besonderer Bedeutung, damit sich Wissenschaft, 

Scnung und Technik entfalten. 

ljc, Senschaft und Wirtschaft wachsen international immer weiter zusammen. Staat- 
ne,e Gfenzen werden durch transnationale Forschungskooperationen und Unter- 
ti0 

men aufgehoben. Wir müssen die Kräfte auf nationaler, europäischer und interna- 
*U K       ^Dene bündeln, damit wir in der Lage sind, die weltweiten Herausforderungen 
eUr n- Wir brauchen auch in der Forschungs- und Technologiepolitik die 

°Päische Kooperation. 
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83. Forschungs- und Technologiepolitik geht weit über die Fragen des Wirtschafts- 
standortes Deutschland hinaus. Wissenschaft und Technik prägen unsere Gesellschä' 
als Ganzes und sind ein wichtiges Gestaltungspotential für die Zukunft. Auftrag und 
ethische Grenzen ergeben sich aus unserer Verantwortung für die Würde des 
Menschen und die Bewahrung der Schöpfung. 

Energie und Rohstoffe 
84. Eine sichere und umweltfreundliche Energie- und Rohstoffversorgung ist 
Grundlage unserer Wirtschaftsentwicklung und von erheblicher Bedeutung für unsere 

Standortqualität. Die Industriestaaten tragen aufgrund ihres hohen Energie- und 
Rohstoffverbrauches auch international eine besondere Verantwortung. Deutschte'1'1 

ist ein rohstoff- und energiearmes Industrieland und deshalb auch aus diesen Grü^efl 

besonders auf eine funktionierende weltwirtschaftliche Arbeitsteilung im Rahmen 
offener Märkte angewiesen. Wir treten dafür ein, daß in Deutschland mit modernste11 

Produktions-, Steuerungs- und Kommunikationstechniken der Rohstoff- und Primär' 
energieverbrauch optimiert und die verschiedenen Primärenergien in einem vernünf' 
tigen Energiemix eingesetzt werden. Dabei spielt der Klimaschutz und die Vermin' 
derung von CCh-Belastungen eine besondere Rolle. 

Wir wollen ein Höchstmaß an Effizienz erreichen, damit der Primärenergieeinsatz 
gesenkt werden kann. Wir wollen die Energiesparmöglichkeiten in Industrie, Verkehr 

und privaten Haushalten konsequent nutzen. Das ist der beste Weg, um Energieres- 
sourcen zu schonen und Umweltbelastungen zu vermeiden. Wir setzen uns ferner 
dafür ein, die Umweltbelastungen aus der Nutzung fossiler Energieträger zu 
vermindern. Wir brauchen mehr Nutzenergie bei vermindertem Einsatz von fossile11 

Primärenergieträgern. Der Preis muß auch hier entscheidender Regelungsfaktor sei"' 

85. Wir setzen uns für die verantwortliche Nutzung der Kernenergie ein. Wir könne«1 

aus der Nutzung und Erforschung der Kernenergie nicht aussteigen, weil es auf 
absehbare Zeit keine Energiequellen gibt, die effektiver und umweltschonender 
arbeiten. Im Rahmen internationaler Umweltpartnerschaft wollen wir das technisch6 

Wissen einsetzen, um Kernkraftwerke zu sanieren und ihre Sicherheit zu erhöhen 
sowie die Abfallstoffe umweltverträglich und sicher zu entsorgen. 

Wir treten dafür ein, neue, erneuerbare und umweltfreundliche Energieträger und 
Energiesysteme zu entwickeln, zu erproben und zu nutzen. Sie sollen einen mögl«cnst 

hohen Anteil an der Energieerzeugung erreichen. 

Unsere nationale Rohstoff- und Energiepolitik muß in den Europäischen Binnenmaf 

integriert und die Energieversorgung in den neuen Bundesländern an den europäi- 
schen Standard herangeführt werden. Den Staaten Mittel-, Ost- und Südosteuropas 
müssen wir ebenso wie den Entwicklungs- und Schwellenländern bei der Moderni- 
sierung ihrer energietechnischen Anlagen helfen. Der Technologietransfer in diese 
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n„ , ^ r lst im Interesse des Umweltschutzes, der Ressourcenschonung und einer 
"altigen Entwicklung besonders notwendig. 

Ve*ehrspolitik 
Me   1C ^er^erirspolitik hat entscheidenden Einfluß auf die Lebensqualität der 
Ltf»*    en unc* mre Mobilität, auf die Belastungen von Natur und Umwelt, auf die 
in d Un^s" unc* Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft. Steigendes Verkehrsaufkommen 
Eu n .üeuen Bundesländern, die Überlastung in den alten Bundesländern, der 
ste' ^'scne Wirtschaftsraum und die Öffnung Mittel- und Osteuropas stellen 
ünn Anforderungen an die Verkehrswege in Deutschland. Ein leistungsfähiges 
y   Verr»etztes Verkehrssystem von Schiene, Straße, Wasserstraße und Luftfahrt ist 
st J?Ussetzung für Wirtschaftswachstum und Mobilität. Eine effiziente Verkehrsinfra- 
Deu      »st deshalb für die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandortes 

tschland von größter Bedeutung. 

Per W°"en die umweltverträglichen Verkehrsmittel Bahn, Schiffahrt und öffentlichen 
^ 0nennahverkehr ausbauen und stärker als bisher am wachsenden Verkehrsauf- 
>m keh        beteiligen; zugleich wollen wir di 
1*,/S fördern. Wir streben auch im Verkeh 

die Umweltverträglichkeit des Individualver- 

% 

ürr 

je ,ks 'ordern. Wir streben auch im Verkehrsbereich ökologisch ehrliche Preise an: 
äü J,

S
     

rkenrsrnittel muß so weit wie möglich die Kosten seiner Verkehrswege, aber 
A     uie Kosten der von ihm verursachten Umweltbelastungen tragen. Wir wollen die 
WeiZe Unc* Vorgaben für die Verminderung des Energieverbrauches und der 
(ju 

s^,0nen stufenweise verschärfen. Wir wollen die vorhandene Verkehrsinfrastruktur 
tw     Vernetzung der Verkehrsträger und Systeme intelligenter Verkehrssteuerung 
Vemf1".nutzer-- Diese Maßnahmen dienen auch dem Ziel, verstärkt Verkehr zu 
f(jr, 

e,c*en. Wir wollen den öffentlichen Personennahverkehr weiter ausbauen und 
''ch Fl1' ^'e Regionalisierung der Planungs- und Finanzverantwortung des öffent- 
r,au     "ersonennahverkehrs verbessert die Voraussetzungen für ein attraktives, bürger- 

"es Angebot. 
^r h u 

\Va   °
ne «nvestitionsbedarf, insbesondere für die Bereiche Schiene, Straße und 

lWSerWege, kann nicht allein durch den öffentlichen Haushalt abgedeckt werden. 
der *

r mussen Möglichkeiten der privaten Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur und 
eur   

etlnanzierung über Nutzungsentgelte genutzt werden. Wir setzen uns für eine 
pa,sche Regelung der Verkehrswegekosten ein. 

^Wirtschaftspolitik 
sind ?n<*~> Forst-, und Ernährungswirtschaft, Wein- und Gartenbau sowie Fischerei 
turj    edeutende Wirtschaftsfaktoren. Wir wollen eine leistungsfähige, vielfältig struk- 
deüt  ^

Ur,d umweltverträgliche Landwirtschaft mit bäuerlicher Tradition. Der 
ner* Landwirtschaft muß im gemeinsamen europäischen Markt eine wettbe- 

35 



CDU-Dokumentation 31/1993 

werbsfahige Entwicklung ermöglicht werden. Der sich vollziehende Strukturwandel 
muß sozial abgefedert und zu einer Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit genutzt 
werden. Unser Leitbild ist der eigenverantwortliche unternehmerische Landwirt. Lan 

und Forstwirtschaft ist im Familienbetrieb, aber auch in anderen rechtlichen und 
wirtschaftlichen Formen möglich. Dabei wollen wir ein breit gestreutes Eigentum an 

Grund und Boden sichern. 

Wir unterstützen die Neuorientierung der EG-Agrarpolitik, die sich an den Prinzip'efl 

einer Ökologischen und Sozialen Marktwirtschaft orientiert. Dazu sind schrittweise 
die bisherigen Marktordnungen entsprechend umzugestalten und die Überschüsse 
EG-weit abzubauen. 

Die soziale Absicherung der Landwirte und ihrer Familien hat für uns einen hohen 
Stellenwert. Dabei muß die individuelle Leistungsfähigkeit, eine größere Eigenveran 
wortung sowie die Mitarbeit der Bäuerin berücksichtigt werden. 

Die Landwirtschaft hat auch in Zukunft die primäre Aufgabe, gesunde und 
hochwertige Nahrungsmittel umweltverträglich zu erzeugen. Neue Chancen und 
Märkte können für die Land- und Forstwirtschaft bei nachwachsenden Rohstoffen» 
Freizeitangeboten, Direktvermarktungen oder anderen Marktnischen eröffnet werdefl 

Eine unverzichtbare öffentliche Aufgabe erfüllt die Land- und Forstwirtschaft bei der 

Pflege und Erhaltung unserer Kulturlandschaft. Besondere Leistungen für einen inte 

siven Natur- und Landschaftsschutz müssen honoriert und sollten vorrangig über 
vertragliche Vereinbarungen gestaltet werden. 

Wir setzen uns dafür ein, daß die gesetzlichen Rahmenbedingungen für den Tier-, 
Natur- und Umweltschutz wie andere Wettbewerbsbedingungen auch im gemeinsame 

europäischen Markt harmonisiert werden. 

Wohnen und Städtebau 
88. Ein angemessener Wohnraum für alle ist eine Grundvoraussetzung für den sozia'e 

Frieden. Bei gestiegenen Wohnansprüchen werden die privaten Haushalte einen 
wachsenden Anteil ihres verfügbaren Einkommens für Wohnraum aufwenden müsse 

Öffentliche Hilfe ist dort nötig, wo der Markt für einkommensschwache Haushalte zü 

wenig oder zu teuren Wohnraum bereithält. Wir wollen durch das einkommensab- 
hängige Wohngeld denen helfen, die marktgerechte Mieten für einen angemessenen 
Wohnraum nicht aus eigenem Einkommen zahlen können. Der private Wohnungsbaü 

muß als Kapitalanlage wieder interessant werden. Wir streben an, die ObjektfördefU11* 
im Wohnungsbau zu vermindern und konsequent zur Subjektförderung überzugehen- 
Wir wollen die Schaffung von Wohneigentum, insbesondere für Familien mit Kinde^' 
weiterhin fördern. 

Wir verkennen nicht die Probleme, die bei der marktwirtschaftlichen Neuorientierung 
der Wohnungswirtschaft in den neuen Bundesländern entstanden sind. Die 
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^endige Anpassung der Mieten an die tatsächlichen Wohnkosten muß schrittweise 
- ^hehen und wo nötig sozial wirksam unterstützt werden. Daneben darf der 
L . "nungsneubau nicht vernachlässigt werden. In den neuen Bundesländern besteht 

* der Wohneigentumsbildung großer Nachholbedarf. Neben der Schaffung neuer 
8enheime muß auch die Privatisierung vorhandener Mietwohnungen vorangetrieben 

werden. 
r brauchen für den Wohnungsbau mehr Bauland und verkürzte Fristen und Geneh- 
güngserleichterungen. Wir treten der Spekulation mit Grund und Boden 
schieden entgegen; besonders in Ballungsräumen und innerstädtischen Gebieten 

v rf!"       ^e Sozialpflichtigkeit des Eigentums Maßnahmen, vorhandenes Bauland 
erfü8bar zu machen. 

* ueutschland weist eine große Vielfalt an städtischen und ländlichen Lebens- 
men auf. Wie sich unser Wirtschaftsstandort behaupten wird, hängt auch davon ab, 

te 
unsere Städte und Regionen attraktive Angebote für Unternehmen, ihre Mitarbei- 

lä^aft und deren Familien machen können. Wir wollen die Entwicklung des 
Jauchen Raumes fördern. Die großen Städte und die Ballungszentren stehen vor 

üblichen Belastungen. Unsere Städtebaupolitik will die Lebensqualität für die 
^ensc" 

lrken und das Zusammenleben der Generationen erleichtern. Für den Ausgleich 

j^   -"viicn oeiasrungen. unsere diaaieoauponiiK. win uic l^cuciis^uauiai im uic 
enschen verbessern, mit überschaubaren Lebensräumen der Anonymität entgegen- 

Wlrker 
*>ch 
Fläche 

Jschen sozialen und ökologischen Belangen ist die Ausgewogenheit von bebauten 
ten und Grünanlagen, Wohngebieten und Einkaufsbereichen, Durchgangsverkehr 

seh Verkenrsberuhigten Zonen, Arbeits- und Freizeitangeboten notwendig. Denkmal- 
Sa 

Ütz *st ejn selbstverständlicher Teil unserer Städtebau- und Kulturpolitik. Die 
Sl^

lerung der Städte in den neuen Bundesländern muß Vorrang haben, damit dort die 
ü   

tischen Lebensbedingungen verbessert und gleichzeitig der wirtschaftliche Aufbau 
nterstützt werden. 

SB Soziale Gerechtigkeit sichern - 
Uen Sozialstaat umbauen 

u'gaben und Prinzipien einer erfolgreichen Sozialpolitik 
sta       Soz»alpolitik hat seit dem 19. Jahrhundert beeindruckende Erfolge erzielt. Sie 
tis *h Zunächst im Banne des Konflikts zwischen Kapital und Arbeit. Durch Sozialpoli- 
tik   IVlaßnahmen wurde dieser entschärft und die Lage der Arbeitnehmer wesentlich 
maRSert" Wir Christliche Demokraten haben die soziale Ordnung unseres Landes 

"geblich mitgestaltet und geprägt. Die Lösung sozialer Probleme ist und bleibt für 
8 ^ntrale Verpflichtung. 
r "aben uns mit der Neuen Sozialen Frage als erste politische Kraft der Herausfor- 
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derungen angenommen, die sich in unserer Gesellschaft aus dem Konflikt zwischen 
organisierten und nichtorganisierten Interessen, zwischen Erwerbstätigen und nicht' 
Berufsleben Stehenden ergeben. Die nichtorganisierten — alte Menschen, Eltern, 
Kinder, Alleinerziehende, Behinderte, Pflegebedürftige, Arbeitslose, nicht mehr 
Arbeitsfähige und andere — unterliegen häufig im Verteilungskampf den organisiert6 

Interessen. Arbeitgeber und Arbeitnehmer sind in mächtigen Verbänden organisiert- 
Sie haben wesentlich zum sozialen Frieden und zur Leistungsfähigkeit unserer 
Wirtschafts- und Sozialordnung beigetragen. Sie treten aber nicht nur gegeneinander 
an, sondern behaupten ihre spezifischen Interessen auch gegen andere, schwächere 
Bevölkerungsgruppen und die Gemeinschaft. Der Staat als Anwalt des Gemeinwohl5 

hat die Aufgabe, die Machtlosen und Minderheiten im Wettstreit um die materielle11 

und immateriellen Güter zu schützen und ihre Rechte wahrzunehmen. 

91. Zu den wichtigsten Aufgaben unserer Sozialpolitik gehören: 
• der Schutz vor Armut und Not, um allen ein menschenwürdiges Leben zu sicher11' 

• eine durch Solidargemeinschaften gesicherte Vorsorge und Absicherung von 
existentiellen Risiken, die der einzelne nicht tragen kann; 

• die Stärkung der Eigenverantwortung und die Hilfe zur Selbsthilfe; 

• die Bewahrung des sozialen Friedens. 

Ziel unserer Sozialpolitik ist es, nach den Prinzipien Solidarität und Subsidiarität den 

einzelnen in den Stand zu setzen, aus eigener Kraft sein Leben in die Hand zu nehmen 

und über seinen Lebensweg frei zu bestimmen. 

In den vergangenen Jahrzehnten sind der Gemeinschaft viele Leistungen aufgebürd6* 
worden, die der einzelne heute selbst erbringen kann. Staatliche Sozialleistungen 
müssen auf die wirklich Hilfsbedürftigen konzentriert werden. Deshalb treten wir 
dafür ein, soziale Leistungen, die nicht durch eigene Beiträge, sondern aus Steuer- 
mitteln finanziert werden, künftig grundsätzlich nur noch einkommensabhängig zu 

gewähren und im gesamten Bereich der Sozialpolitik stärker Eigenvorsorge, EigenV^1 

antwortung und Selbstbeteiligung zu verwirklichen. Um neue Aufgaben erfüllen und 
die demographische Entwicklung bewältigen zu können, brauchen wir neuen 
Handlungsspielraum, den wir nicht durch Beitrags- oder Steuererhöhungen, sondern 
durch Umschichtungen gewinnen wollen. In diesem Sinne ist nicht der Ausbau, 
sondern der Umbau des Sozialstaates unsere Aufgabe. 

92. Wir wollen eine neue Kultur des Helfens fördern und soziale Gemeinschaften v<>n 

der Familie über die Nachbarschaft bis hin zum Zusammenhalt der Generationen 
stärken. Solche Gemeinschaften kann der Staat nicht verordnen, allerdings kann und 
muß er sie subsidiär unterstützen. Hier eröffnet sich ein weites Feld für eine gemein' 
denahe Sozialpolitik. Durch Unterstützung von Selbsthilfegruppen sowie durch Tre"' 
punkte der Hilfsbereitschaft, Sozialstationen und andere Einrichtungen kann sie dalü 

sorgen, daß Hilfsbedürftige und Hilfsbereite leichter zueinander finden. Wir wollen 
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Voraussetzungen verbessern, um die Bereitschaft und die Fähigkeit der Menschen 
,    s°Hdarischen Unterstützung des Nächsten zu fördern. Hierzu gehört auch eine 

Sere Anerkennung ehrenamtlich geleisteter Dienste. 

Arbeitsmarktpolitik 
sich      Untrennbare Zusammenhang zwischen Wirtschaft und Sozialordnung erweist 
^   v°r allem bei dem Bestreben, möglichst vielen Menschen Arbeit zu ermöglichen. 

e»t ist die Grundlage individueller und gesellschaftlicher Existenz, damit ein 
Entfntlicner Bestandteil des menschlichen Lebens und Möglichkeit der personalen 

faltung. Deshalb streben wir Vollbeschäftigung an. Sie ist ein wirtschafts- und 
SeUschaftspolitisches Ziel, dem der Staat durch Schaffung geeigneter Rahmenbedin- 

gen und die Tarifpartner in besonderer Verantwortung verpflichtet sind. 

SQ 
eitslosigkeit bedeutet für viele Betroffene nicht nur Verlust beim Einkommen, 

arhdern näufig soziale Isolierung und Verlust an Perspektiven. Insbesondere Langzeit- 
T ,e,tslosigkeit bedeutet für viele Menschen einen Verlust an Selbstwertgefühl, 
$ch   SStandard und Lebensqualität. Die beste Politik für den Arbeitsmarkt ist die 

Raffung dauerhafter und wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze durch Investitionen. Um 
/beitslosigkeit zu verringern, muß sich die Steigerung von Löhnen und Gehältern an 
pJ.Entwicklung der Produktivität orientieren. Wir brauchen eine differenzierte Tarif- 
tr.

ltlk in Branchen und Regionen sowie Möglichkeiten, im Rahmen von Tarifver- 
öed-n Und Betriebsvereinbarungen stärker den betrieblichen Besonderheiten und 

Urfnissen Rechnung tragen zu können. 

cje' ie grundlegende Umstellung der Wirtschaft in den neuen Bundesländern nach 
h? Jahrzehnten sozialistischer Mißwirtschaft, verschleppter Strukturwandel, Starr- 
haft611 irn Beschäftigungssystem und unzureichende Innovationen haben zum dauer- 

en Verlust vieler Arbeitsplätze geführt. Um den Strukturumbruch zu begleiten, 
Maß611 arDeitsmarktpolitische Instrumente verstärkt eingesetzt werden. Dabei ist 
kon naflmen> die zu volkswirtschaftlicher Wertschöpfung führen, gegenüber rein 

umtiven Transferleistungen der Vorzug zu geben. 

Iiö plen arbeitsmarktP0,itiscnen Maßnahmen muß das Ziel verfolgt werden, einer 
die A 

Chst großen Zahl von Arbeitslosen eine Beschäftigungsmöglichkeit zu geben und 
bie TrCize fur einen Wechsel in ein reguläres Beschäftigungsverhältnis zu stärken, 
fün      ifPartner sind aufgefordert, dem besonderen Charakter von Arbeitsbeschaf- 
bar

8Smaßnahmen Rechnung zu tragen und spezielle niedrigere Tarife dafür zu verein- 
s>nd pDas gilt auch zur Verbesserung der Chancen von Langzeitarbeitslosen; dazu 
erm.Elnstiegstarife erforderlich, die eine Bezahlung unterhalb der regulären Tarife 
aüf ?SUchen. Wir treten ferner dafür ein, Arbeitslosen Beschäftigungsmöglichkeiten 
fort reiwillißer Basis zu eröffnen, wobei Arbeitslosengeld bzw. Arbeitslosenhilfe 

gezahlt und ein angemessener Zuschlag für Mehraufwendungen gewährt wird. 
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Mitbestimmung 
95. Mitbestimmung und Mitwirkung der Arbeitnehmer in Betrieben und Unternehme 
sind für uns eine unverzichtbare Grundlage unserer Wirtschafts- und Sozialordnung 
und Ausdruck christlich-sozialen Gedankenguts. Die Mitverantwortung der Beschä»' 
tigten hat wesentlich zum Erfolg der deutschen Wirtschaft sowie zu Stabilität und 
sozialem Frieden beigetragen. Die in Deutschland bewährte Mitbestimmung wollen 
wir auch in der Europäischen Union beibehalten. Die zunehmende internationale 
Verflechtung der Wirtschaft erfordert, daß in den europaweit tätigen Unternehmen & 
Ausland grenzüberschreitende Arbeitnehmervertretungen mit Unterrichtungs- und 
Beratungsrechten gebildet werden. 

Humanität und Flexibilität im Arbeitsleben 
96. Humanität im Arbeitsleben und Arbeitsschutz müssen weiterentwickelt werden- 
Technischer Fortschritt bietet neue Möglichkeiten für die Humanisierung der Arbeit5' 
bedingungen. Der Mensch ist für uns nicht Diener der Maschine. Gruppen- und 
Teamarbeit ermöglichen menschliche Kontakte und eröffnen neue Mitwirkungs- 
chancen. Auch im Arbeitsleben muß der einzelne die Chance haben, mitzugestalten 
und mitzuentscheiden. 

Wir erwarten von den Tarifpartnern eine neue Flexibilität in der Gestaltung der 
Arbeitszeiten. Hierbei müssen betriebliche Erfordernisse berücksichtigt werden. ^'r 

wollen mehr Flexibilität bei der Bestimmung der Tages-, Wochen-, Jahres- und Lebe"5' 
arbeitszeit ermöglichen und die Übergänge zwischen den Lebensbereichen und 
-phasen fließender gestalten. 

Soziale Sicherungssysteme 
97. Unser Sozialversicherungssystem hat großen Anteil am sozialen Frieden und an 
der Verwirklichung der sozialen Einheit in unserem Land. Wir treten dafür ein, &vn 

sätzlich alle Dauerarbeitsverhältnisse der Sozialversicherungspflicht zu unterwerfen- 
Wir lehnen eine allgemeine Staatsbürgerversorgung ab. Sie widerspricht dem Grund- 
prinzip der eigenen Vorsorge durch Beiträge und macht den einzelnen unzumutbar 
von den Entscheidungen des Staates abhängig. 

Wir werden auch in Zukunft die Versorgung derer sichern, die für die Gemeinschaft 
ihr Leben eingesetzt und Schaden an ihrer Gesundheit genommen haben. Dieses g'11 

auch für deren Hinterbliebene und Angehörige. Auch die Sozialhilfe ist ein unentbe«1 

licher Bestandteil der sozialen Sicherung. Sie tritt dort ein, wo andere Institutionen 
unserer sozialen Sicherung Schicksalsfälle des Lebens nicht abdecken können. 

Wir halten an der gegliederten sozialen Sicherung fest. Neben der Sozialversicherung 
pflicht muß künftig mehr Raum für eigenverantwortliche Sicherungen, insbesondere 
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g. a*er und betrieblicher Art, geschaffen werden. Deshalb darf die Fähigkeit zur 
^ ßenvorsorge nicht durch übermäßige Belastung der Einkommen mit Steuern und 

lalabgaben beeinträchtigt werden. Wir wollen alles tun, um die Beitragsbelastung 
p. uie Sozialversicherungen unter Ausschöpfung aller Wirtschaftlichkeitsreserven und 

sParmöglichkeiten zu begrenzen. 

erh       ^e Funktionsfähigkeit unserer sozialen Leistungssysteme langfristig zu 
a'ten und die soziale Sicherung des einzelnen gewährleisten zu können, müssen wir 

ste     e8ende Korrekturen vornehmen. Nicht der Ausbau der sozialen Sicherungssy- 
U    e> sondern der Umbau muß daher unser Ziel sein. Neben der stärkeren Förderung 

Forderung von Eigenverantwortung, Eigenvorsorge und Selbstbeteiligung wollen 
de        Versicherungsprinzip stärken; unsere Sozialversicherung muß schrittweise von 

Aufgaben finanziell befreit werden, die gesamtstaatlicher Natur sind. 

tio       er Rentenversicherungssystem beruht auf der Solidarität zwischen den Genera- 
f   en- Um den Mehrgenerationenvertrag zu sichern, treten wir für eine familien- 
£   ndliche Gesellschaft und familienfreundliche Maßnahmen, insbesondere im 
em

Uer" und Sozialversicherungsrecht, ein; wir wollen die durch die Kindererziehung 
st 

stehenden Mehrfachbelastungen von Eltern ausgleichen und die Erziehungslei- 
n8en und -zeiten im Rentensystem stärker als bisher anerkennen. 

K e Rentenversicherung muß beitrags- und damit leistungsbezogen bleiben. Sie schafft 
8eK en un0- damit ein Stück Freiheit für jeden. Die Rentenbezüge sind 
hal Un(*en an die Leistungskraft der im Erwerbsleben stehenden Generation. Wir 
*   en an der Kopplung der Renten an die Entwicklung des verfügbaren Lohnes der 
e-   eitnehmer und damit des Wohlstandes in unserem Lande fest. Voraussetzung für 
lei C Ver'äßhche Altersversorgung ist eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik und eine 

ungs- und sachgerechte Ausgestaltung der gesetzlichen Rentenversicherung. 

j^e ^rund der demographischen Entwicklungen werden weitere Anpassungen im 
Wj   enrecht notwendig sein. Die erworbenen Rentenansprüche bleiben gesichert; die 
tyg. s^naftliche Entwicklung und die Zahl der Erwerbstätigen sind entscheidend dafür, 
che        Beitrag das bisherige Rentensystem für die nächste Generation zur Alterssi- 
^ach "Ja 'eistet. Der privaten Altersvorsorge, die wir fördern wollen, kommt eine 
eiti p^enc*e Bedeutung zu. Auch die schrittweise Verlängerung der Lebensarbeitszeit ist 
Wart       ent> um der demographischen Entwicklung und der zunehmenden Lebenser- 

n8 der Bevölkerung Rechnung zu tragen. 

Wundheit und Pflege 1oo. 
Wer',  

Ie Gesundheit ist ein hohes Lebensgut. Die Chancen, gesund zu bleiben oder zu 
so,- ^n» müssen für jeden gleich groß sein, ohne Rücksicht auf seine finanzielle und 

e Situation. Hierdurch ergibt sich staatlicher Regelungsbedarf. Die Krankenver- 
n8 selbst kann grundsätzlich von privaten Trägern übernommen werden. Freie 
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Arztwahl und freiberufliche Ärzte gehören zum Kern eines freiheitlichen Gesundheit' 
wesens. 

Gesundheitspolitik soll dazu beitragen, Krankheiten zu verhüten. Wir setzen daher 
auch auf die Weiterentwicklung der Vorsorge und der Gesundheitserziehung. Durch 
Information und Anreize im Versicherungssystem wollen wir zu einer gesundheitsbe- 
wußten Lebensführung, zur frühzeitigen Nutzung von Vorsorgemaßnahmen und zur 
aktiven Beteiligung an Therapie und Genesung beitragen. Große Bedeutung kommt 
der Rehabilitation zu, die der Wiederherstellung der Gesundheit und Selbständigkeit 
des Patienten dient und Vorrang vor der Pflege hat. 

Neue medizinische Möglichkeiten der Diagnose und Therapie eröffnen bessere Hitfe 

und mehr Lebensqualität für viele Menschen. Wir setzen auf den Fortschritt der 
Medizin bei der Bekämpfung noch unheilbarer Krankheiten und Leiden. Wir müssen 
die Entwicklung wirksamer Verfahren, Instrumente und Heilmittel fördern und für 
den breiten Zugang zu den medizinisch-technischen Möglichkeiten sorgen. Wir treten 
auch für die Anerkennung und Förderung von Naturheilverfahren und Naturheil- 
mitteln ein, die das herkömmliche ärztliche Fachwissen sinnvoll ergänzen. 

101. Wir dürfen nicht vergessen, mit Krankheit, Leiden und Sterben in unserer Gesell- 
schaft human umzugehen. Sie gehören zum menschlichen Leben in seiner Endlichkeit 
und Unvollkommenheit, die wir nicht verdrängen dürfen. Falsche Machbarkeitsvor- 
stellungen entsprechen einem verzerrten Bild vom Menschen. Für uns gilt die 
Unantastbarkeit des menschlichen Lebens auch an seinem Beginn und seinem Ende- 

Unser Gesundheitssystem lebt von den Menschen, die in den medizinischen und 
pflegerischen Berufen ihren Dienst am Nächsten und für die Gemeinschaft leisten. 
Die Ausübung medizinischer Berufe erfordert eine hohe Qualifikation, Verantwor- 
tungsbewußtsein und Zuwendungsbereitschaft. Wir setzen uns für eine Ausbildung 
ein, die auch die ethische Dimension verstärkt einbezieht. 

102. Die gesetzliche Krankenversicherung gehört zu den unverzichtbaren Institutionen 
der sozialen Sicherung. Die zunehmende Lebenserwartung sowie der demographische 
Wandel, aber auch noch bestehende Fehlsteuerungen erfordern weitere Maßnahmen 
zur Begrenzung ihrer Ausgaben. Dabei muß die gewachsene Fähigkeit der Versi- 
cherten zur Selbstverantwortung stärker in Anspruch genommen werden. Eine 
Neuordnung des Leistungskataloges wird stärker differenzieren müssen, welche 
Leistungen weiterhin aus gesundheits- und sozialpolitischer Sicht durch die gesetzlich 
Krankenversicherung und welche vom einzelnen übernommen werden und in 
welchem Umfang Selbstbeteiligungen notwendig sind. Zugleich wollen wir mehr 
Möglichkeiten zur eigenverantwortlichen Gestaltung des Versicherungsschutzes 
schaffen und die Strukturen des Gesundheitssystems so gestalten, daß alle Beteiligten 
ein Eigeninteresse an einer humanen, effizienten und kostengünstigen Gesundheitsver- 
sorgung haben. 
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J03. Wir Christliche Demokraten setzen im Rahmen des Umbaus des Sozialstaates mit 
der Pflegeversicherung einen weiteren Meilenstein in der Sozialpolitik. Pflegebedürf- 
tl8keit ist ein Risiko, das jeden betreffen kann, ohne daß jeder in der Lage wäre, die 
^sprechende Vorsorge leisten zu können. Deshalb ist die solidarische Absicherung 
dleses Risikos durch eine allgemeine Pflegeversicherung erforderlich. Ergänzende 
Private Vorsorgeleistungen auf freiwilliger Basis sind notwendig und staatlich zu 
^günstigen. 

Kapitel IV 

Für einen freiheitlichen Staat 
Q Die Demokratie festigen 
^»e Handlungsfähigkeit des Staates sichern 
l04- Der Staat dient der Freiheit und Würde des Menschen. Unser freiheitlicher, 
demokratischer und sozialer Rechtsstaat bildet die Grundlage für die Sicherung der 
Freiheitsrechte aller Deutschen. Damit unser Staat seine eigentlichen Aufgaben 
erfüllen kann, darf er weder mit Anforderungen überfrachtet werden noch Aufgaben 
^halten oder an sich ziehen, die andere gemäß dem Subsidiaritätsprinzip ebensogut 
erfüllen können. Seine Aufgaben sind vor allem: 
% die Grundrechte des Bürgers zu schützen und Mißbrauch von Macht zu 

verhindern; 
% den Bürger vor Gefährdungen von innen und außen zu schützen und der internatio- 

nalen Verantwortung für Freiheit und Frieden nachzukommen; 
% die Schwachen zu schützen und für die solidarische Absicherung von Risiken zu 

sorgen, die der einzelne nicht tragen kann; 
% die freiheitliche Vielfalt der gesellschaftlichen Kräfte zu wahren und Minderheiten 

2u schützen; 
% die natürlichen Lebensgrundlagen für uns und zukünftige Generationen zu erhalten 

und zur Bewahrung der Schöpfung beizutragen. 

^° immer möglich, sollten öffentliche Aufgaben durch private und freie Träger erfüllt 
Werden. Wir wollen das Prinzip der Subsidiarität wieder stärker zur Geltung bringen. 
N,ur so können wir die Handlungsfähigkeit des Staates stärken und zugleich mehr 
Freiräume der Selbstverantwortung und Mitverantwortung von einzelnen und 

ruppen ermöglichen. 
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Wir lehnen einen Staat ab, der alle Lebensbereiche der Menschen reglementiert. Wir 
wenden uns gegen die Überbürokratisierung der Verwaltung und die Überregulierung 
durch Gesetze und Verordnungen. Ein funktionierender bürgernaher Staat ist ohne 
öffentlichen Dienst nicht denkbar. Das öffentliche Dienstrecht muß aber flexibler und 
leistungsorientierter gestaltet werden. 

Staatsbürgerbewußtsein im demokratischen Gemeinwesen 
105. Unser freiheitlicher Staat kann nur durch das Engagement seiner Bürger 
bestehen. Aus Rechten, die nur der Staat garantieren kann, folgen Pflichten des 
Bürgers gegenüber dem Gemeinwesen. Loyalität, Rechtsgehorsam und friedliches 
Miteinander zeichnen den Staatsbürger ebenso aus wie Mündigkeit, Urteilskraft und 
freie Mitwirkung. 

Jeder einzelne trägt Mitverantwortung für das Gemeinwohl. Bürgersinn und Verant- 
wortungsbewußtsein erweisen sich am Arbeitsplatz, in der Familie und Nachbarschaft 
im Dienst am anderen, im Einsatz auf politischer, karitativer und sozialer Ebene. 
Insbesondere ehrenamtliche Tätigkeiten sind ein unverzichtbarer Beitrag zum 
Gemeinwohl. Wir wollen zur tätigen Mithilfe möglichst vieler Bürger an unserem 
demokratischen Gemeinwesen ermutigen. 

Grundlage für das Zusammenleben der Menschen in unserem Staat ist das Grund- 
gesetz. Auf diesem Fundament hat sich die staatlich geteilte Nation in einem freiheit- 
lichen, demokratischen und sozialen Rechtsstaat vereint. Das Grundgesetz beruht auf 
gemeinsamen Wertüberzeugungen, die christlichen Ursprungs sind. Sie im Bewußtsein 
zu halten und zu schützen, verstehen wir als eine vorrangige Aufgabe von Staat und 
Bürgergemeinschaft. 

Unsere parlamentarische Demokratie braucht Volksparteien 
106. Wir verstehen unsere Demokratie als eine dynamische politische Ordnung, die 
aus der Mitwirkung der Bürger erwächst und ihre Freiheit durch die Verteilung'und 
Kontrolle der Macht sichert. Die parlamentarische Demokratie ist ein System des 
Interessenausgleichs, der friedlichen Konfliktregelung und des Ausbalancierens polit»' 
scher Kräfte. Sie verbindet politische Führung mit der Rechenschaftspflicht gegenüber 
dem Volk, das in den Wahlen Vertrauen ausspricht oder entzieht. Repräsentative 
Demokratie schließt Elemente unmittelbarer Demokratie nicht aus. Sie können das 
repräsentative System vor allem auf den regionalen Ebenen sinnvoll ergänzen. Volks- 
entscheide auf Bundesebene lehnen wir dagegen ab. 

Die politischen Parteien tragen eine besondere Verantwortung für Gesellschaft und 
Staat. Sie sind unersetzbare Elemente jeder parlamentarischen Demokratie: Sie greife0 

gesellschaftliche Anliegen und politische Fragen auf, tragen zur politischen Willens- 
bildung bei und bringen die Ergebnisse in die Parlamente ein; sie stellen Kandidaten 
für Parlament und Regierung. Parteien und Politiker haben für den erfolgreichen 
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^ufl>au der Bundesrepublik Deutschland einen unverzichtbaren Beitrag geleistet. Wer 
S'cl1 m einer demokratischen Partei für unser Gemeinwesen engagiert, verdient 
Erkennung Ohne dieses Engagement kann unsere Demokratie nicht verwirklicht 
dreien. 

.der Volkspartei CDU finden sich Frauen und Männer aus verschiedenen Landes- 
lei'en, Berufen und Altersgruppen mit unterschiedlichen Belangen und Perspektiven 
*ufgrund gemeinsamer politischer Grundüberzeugungen und Ziele zusammen. Als 
v°lkspartei sind wir in der Lage, die unterschiedlichen Interessen aus allen Schichten 
leeres Volkes zu bündeln und auf das Wohl aller hin auszurichten. Der Prozeß der 
Meinungsbildung und Entscheidungsfindung in der Volkspartei erleichtert den 
if^okratischen Prozeß insgesamt und entschärft drohende Konflikte in der offenen 
Seilschaft. Parteien, die sich als bloße Interessenvertretung bestimmter Schichten 

0(Jer Gruppen verstehen, sind dazu nicht in der Lage. 
l07- Wie alle gesellschaftlichen Organisationen tendieren auch Parteien zur Verfe- 
Sligüng ihrer Strukturen und zur Ritualisierung ihrer Entscheidungsvorgänge. Wir 
Sehen die Gefahr, daß sich Parteien und Bürger entfremden, wenn politische Fragen 
nur noch unter dem Gesichtspunkt des Machterhalts oder Machtgewinns beurteilt 
J^den. Für uns ist die sachlich und ethisch verantwortete Entscheidung wichtiger als 
?er Gewinn von Gremienmehrheiten und Machtpositionen. Die politische Willens- 
bl|dung muß von Fairneß, Toleranz und Kompromißfähigkeit, aber auch von Grund- 
Satztreue getragen sein. Politische Glaubwürdigkeit beruht letztlich auf Verläßlichkeit 
Und Offenheit. 
^ir in der CDU verstehen es als eine ständige Aufgabe, unsere Partei so zu gestalten, 
?aß unsere Mitglieder und alle interessierten Bürger gute Mitwirkungschancen haben. 
?ir werben um die Mitarbeit von Persönlichkeiten, die wegen ihrer Integrität, ihrer 
Koinpetenz und Einsatzbereitschaft anerkannt sind. Wir erwarten von unseren Amts- 
Und Mandatsträgern eine eigenständige Position und Unabhängigkeit von Interessen- 
^Ppen, geistige Selbständigkeit, Urteilsfähigkeit und Widerstandskraft gegen jeden 
^PPortunismus.Wir treten für eine bürgernahe Politik ein und wollen die kommunale 
^bstverwaltung stärken. Wir anerkennen und unterstützen das ehrenamtliche 
Jütische Engagement vieler Frauen und Männer in Städten, Gemeinden und Kreisen, 
d,e ihre Freizeit opfern. Wir suchen das Gespräch und die Zusammenarbeit mit den 
8esellschaftlich bedeutenden Kräften wie Vereinen, Verbänden und Kirchen. Wir 
w°Hen verstärkt mit freien Gruppen und Initiativen zusammenarbeiten, die 
Sachkundig und verantwortungsbewußt das öffentliche Leben mitprägen. 

^ir wollen, daß sich die politischen Parteien aus Institutionen und Gremien zurück* 
?ehen, für die ihnen kein politisches Mandat und kein Auftrag zur demokratischen 
Jfgitimation zukommen. Zu unserem Verständnis von Politik gehört es, auch ihre 
~renzen anzuerkennen. Wir wollen unsere Kraft auf die Aufgaben konzentrieren, bei 
e°en wir als politische Partei gefordert sind. 
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Politik für das Gemeinwohl 
108. Unsere plurale Gesellschaft ist durch eine Vielfalt von Meinungen und Interesse" 
geprägt. Wir bejahen und fördern den Pluralismus, der Freiheit und Vielfalt bedeutet 
und eine Grundbedingung für unsere lebendige Demokratie ist. Wir verstehen es als 
Aufgabe der Politik, die berechtigten Belange von einzelnen und Gruppen gegenein- 
ander abzuwägen, die Leistungsfähigkeit des Ganzen zu berücksichtigen und die 
politischen Interessen und Ziele des Gemeinwesens zu bestimmen. 

Politisches Handeln darf nicht bestimmt sein von der kurzfristigen Befriedigung von 
Einzel- und Gruppeninteressen, deren Summe nicht schon das Gemeinwohl ergibt, 
sondern muß geleitet werden von der dauerhaften Gesamtverantwortung für unser 
Volk. Nur so kann es auch den Belangen von nichtorganisierten Gruppen und der 
zukünftigen Generationen gerecht werden. Eine verantwortungsbewußte Politik muß 
notwendige Entscheidungen auch gegen Widerstände in der öffentlichen Meinung zu 

treffen bereit sein. 

Wir Christliche Demokraten sind dem Gemeinwohl verpflichtet. Das Gemeinwohl is1 

keine von vornherein feststehende Größe, sondern muß im gerechten Ausgleich der 
Interessen aller immer wieder neu ermittelt werden. Die Rückkoppelung von 
Meinungen und Interessen an die leitende Idee des Gemeinwohls ermöglicht es, die 
verschiedenen Bedürfnisse zu prüfen, in politisches Handeln umzusetzen oder auch 
zurückzustellen. 

109. Verbände gehören zu einer freien Gesellschaft. Sie bestimmen ihre Aufgaben im 
Rahmen der Verfassung selbständig. Die Prinzipien der Demokratie müssen auch für 
die innerverbandliche Verfassung gelten. Wir bejahen die Freiheit der gesellschaft- 
lichen Vereinigungen und Verbände auch dann, wenn sie tief in die Belange des 
ganzen Volkes eingreifen. Verbandsmacht findet aber am Gemeinwohl ihre Grenze. 
Für die Sozialpflichtigkeit aller Formen von gesellschaftlichen Machtpositionen Sorge 
zu tragen, verstehen wir als Aufgabe des demokratischen Staates. 

Den föderalen Rechts- und Sozialstaat sichern 
Der inneren Sicherheit im Rechtsstaat Priorität geben 
110. Der demokratische Rechtsstaat schützt die Schwachen vor der Willkür der 
Stärkeren. Freiheitlichkeit und Autorität unseres Staates sind keine Gegensätze, 
sondern bedingen einander. Leib und Leben sowie das Eigentum müssen als zentrale 
Rechtsgüter wirkungsvoll geschützt werden. Das Monopol des Staates auf Anwendung 
von Gewalt bedeutet nicht staatliche Allmacht, sondern ist Voraussetzung für die 
Rechtssicherheit des Bürgers. Es ist eine Errungenschaft, im menschlichen Mitein- 
ander keine Gewalt anzuwenden, sondern die Durchsetzung von Recht und Gerech- 
tigkeit der Institution Staat zu überlassen. Der Staat ist bei der Ausübung des Gewalt- 
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J°nopols an Recht und Gesetz gebunden und hat die Pflicht, das Recht wirksam 
!JUrchzusetzen. Nur dann kann er verlangen, daß Recht und Gesetz von den Bürgern 
ef°lgt werden. In der wehrhaften Demokratie müssen Bürger und Staat gemeinsam 

das Verbrechen bekämpfen; dies hat Priorität vor dem Ausbau individueller Abwehr- 
te gegenüber dem Staat. 

PIr treten ein für das Recht des Bürgers auf innere Sicherheit. Kriminalität und 
j^alt sind mit allen rechtsstaatlichen Mitteln zu bekämpfen. Neue Formen von 
pijüinalität fordern neue gesetzliche Grundlagen und Ermittlungsmöglichkeiten, 
j^teei und Justiz sind bei der Bewältigung ihrer schwierigen Aufgabe auf die 
^Wirkung und Mitverantwortung der Bürger angewiesen; die Bürger können und 
Sollen durch Vorbeugung und Wachsamkeit bei der Bekämpfung der Kriminalität 
^thelfen. Die Polizei muß in ihrer Schlagkraft gestärkt werden. Unsere Polizisten 
^ssen gut ausgebildet und ausgerüstet, angemessen bezahlt und öffentlich anerkannt 
Werden. Sie stehen mit ihrem Leben für das Wohl und die Sicherheit aller ein. 

Internationale Verbrecherorganisationen im Menschen-, Drogen- und Waffenhandel 
ÖRnen nur in engster übernationaler Zusammenarbeit wirksam bekämpft werden. Wir 

Wol|en mit der Europäischen Union auch die innere Sicherheit in Europa verbessern 
^ eine europäische Polizei einrichten. 

^ir bejahen die Unabhängigkeit der Justiz als elementaren Bestandteil des Rechts- 
staats. Wir setzen uns dafür ein, daß Rechtsbrüche rasch und konsequent geahndet 
Jerden. Der Bürger hat auch Anspruch auf zügige Rechtsprechung; jahrelange 
^°zeßdauer untergräbt die Rechtssicherheit. Deshalb wollen wir die Prozeßord- 
JUl*gen vereinfachen und Rechtsmittelinstanzen beschränken. Wir halten daran fest, 
daß der Bürger vor einem Mißbrauch seiner persönlichen Daten geschützt wird. 

111- Die Prävention von Gewalt und Verbrechen ist eine Aufgabe nicht nur von Polizei 
N Justiz, sondern auch von Familie, Schule, Medien und Öffentlichkeit. Das Rechts- 
^ußtsein zu fördern, Gewalttätern ihre Grenzen zu zeigen und das Bekenntnis zu 

reiheit und Menschenwürde zu verdeutlichen muß Ziel der Erziehung und Wertever- 
m,ttlung in unserer politischen Kultur sein. Für die Wertgrundlagen des demokrati- 
schen Verfassungsstaates müssen alle gemeinsam eintreten. Der Verfassungsschutz hat 
Je unverzichtbare Aufgabe, den politischen Extremismus in seinen verschiedenen 

0rmen und Organisationen zu bekämpfen. 

112- Die Opfer des kommunistischen Regimes zu rehabilitieren und die Straftaten 
Se,ner Handlanger zu verfolgen ist eine Herausforderung für den Rechtsstaat. Dabei 
?,ssen wir um die Grenzen des Strafrechts. Unsere Auseinandersetzung mit dem 

Rechtsstaat muß umfassender sein und vor allem seine politische Ächtung 
Schließen. 
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Freiheitlicher Rechtsstaat und Sozialstaat ergänzen sich 
113. Unser Sozialsystem garantiert dem einzelnen in den existentiellen Risiken des 
Lebens die Sicherung der Grundbedürfnisse und damit die Rahmenbedingungen ein* 
menschenwürdigen Daseins. Sozialstaatliche Daseinsvorsorge darf weder in Entmün- 
digung durch den Staat ausarten noch die eigene Leistungsfähigkeit des einzelnen un<> 
das solidarische Engagement hemmen. Der Sinn des Sozialstaatsgebots besteht darin, 
subsidiär die Voraussetzungen für eine selbstverantwortliche Lebensführung zu 
sichern. Soziale Gerechtigkeit hat sich insbesondere gegenüber den Schwachen zu 
bewähren. Sie verpflichtet den Staat zum sozialen Ausgleich. Das Sozialstaatsgebot $ 
ein permanenter Konkretisierungsauftrag für den Gesetzgeber. 

Föderalismus und kommunale Selbstverwaltung prägen unseren 
Bundesstaat 
114. Die deutsche Einheit hat den Föderalismus neu belebt. Föderalismus und 
kommunale Selbstverwaltung verteilen die staatliche Macht und schaffen zusätzliche 
Möglichkeiten demokratischer Mitwirkung. Die Vielfalt ermöglicht den Wettbewerb 
und die Berücksichtigung regionaler Eigenarten. Das Prinzip der Subsidiarität wollen 
wir auch bei der Gestaltung der Europäischen Union zur Geltung bringen. Wir wolle0 

Zuständigkeiten und Kompetenzen für die Aufgaben auf die Europäische Union 
übertragen, die nur gemeinsam effektiv wahrgenommen werden können. 

Bei der Erfüllung öffentlicher Aufgaben soll die Zuständigkeit soweit wie möglich 
bürgernah im Bereich der kommunalen Selbstverwaltung liegen. Die Fähigkeit von 
Gemeinden und Ländern zur Erfüllung ihrer Aufgaben muß gesichert sein. Gleich- 
zeitig muß die Kooperation zwischen Bund, Ländern und Gemeinden verbessert 
werden. Die Finanzverfassung muß den Ländern und Kommunen Spielraum lassen, 
damit sie handlungsfähig bleiben und gleichwertige Lebensbedingungen in allen 
Ländern hergestellt werden können. Länderegoismen und Solidaritätsverweigerung 
zwischen Bund und Ländern sowie der Bundesländer untereinander widersprechen 
unserem Verständnis der bundesstaatlichen Ordnung Deutschlands. 

Menschen unterschiedlicher Nationalität 
integrieren 
115. Mit dem Prozeß der europäischen Einigung und mit der internationalen 
Verflechtung Deutschlands werden mehr Deutsche in anderen Ländern und mehr 
Menschen aus anderen Ländern in Deutschland leben. Wir setzen uns für das fried- 
liche Zusammenleben von deutschen und ausländischen Mitbürgern ein. Wir wollen 
den Zuzug von Menschen aus Ländern außerhalb der Europäischen Gemeinschaft 
begrenzen und regeln sowie die Integration der ausländischen Mitbürger fördern, die 
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dj
luns längerfristig leben. Integration heißt für uns, daß Menschen anderer Herkunft 
J Erfordernisse des Zusammenlebens, -wohnens und -arbeitens in unserer Gesell- 
Mt erfüllen, und daß der Wunsch, die eigene Identität in Kultur, Sprache und 
J ensform zu bewahren, als ein menschliches Grundanliegen geachtet wird. Alle 

Ssen zu Integration und Toleranz bereit sein. 

ye'
r bekennen uns zum verfassungsmäßig garantierten Recht auf Asyl für politisch 

g   0)gte; der Mißbrauch dieses Rechts muß aber verhindert werden. Wir wollen eine 
^insame europäische Politik, die Fluchtursachen bekämpft und Asyl sowie Zuwan- 
sj ^

n§ wirksam regelt. Die europäische Regelung einer begrenzten Zuwanderung muß 
^. an den Interessen, besonderen Situationen und der Integrationsfähigkeit der 
ij^iedsstaaten orientieren. Die Freizügigkeit der EG-Bürger und die verfassungsmä- 
gen Rechte deutscher Aussiedler müssen Vorrang haben. 

Wi 
J wollen die Möglichkeit zur Einbürgerung ausländischer Mitbürger erleichtern, 
ty,eit sie sich zu den Wertgrundlagen unserer Verfassungsordnung bekennen, den 
gut     zu einer dauerhaften Existenz in der Bundesrepublik Deutschland haben und 
, e Sprachkenntnisse vorweisen. 
Vi l 
% ^enschen aus armen, unterentwickelten Ländern verlassen ihre Heimat, um für 
w h und ihre Kinder sorgen zu können, und hoffen auf eine neue Chance in den 
Jochen Industriestaaten. Deutschland und die Europäische Union können aber 
v

CJl allen Zuwanderungswilligen eine Heimat geben. Wir wollen vielmehr durch 
l^ungsvolle Hilfe zur Selbsthilfe und Kooperation dazu beitragen, daß die 

Aschen in ihren Heimatländern ein menschenwürdiges Dasein führen können. 

Q • Ausländische Mitbürger bereichern mit ihren Beiträgen unser Leben. Die 
ü ^inschaft mit Menschen aus anderen Kulturkreisen bringt aber auch Probleme 
Y Ängste mit sich, die zu Fremdenfeindlichkeit und Ausländerhaß führen können. 
u'r Müssen die Ursachen der Gewalt zwischen Ausländern und Deutschen 
Q impfen. Wir wenden uns entschieden gegen jede Form der Diskriminierung und 
lekWalt 8e8en Ausländer und stellen uns schützend vor alle Menschen, die bei uns 
Se
en- Deutsche und Ausländer können voneinander lernen, wenn sie sich im gegen- 

pe
lll8en Respekt und mit Achtung vor dem jeweils Fremden begegnen. Dafür sind der 

. rs°nliche Kontakt und Austausch notwendig. Wir wollen dazu beitragen, ein Klima 
le. ^selseitiger Partnerschaft und Toleranz zu schaffen, in dem sich das Zusammen- 

en von Deutschen und Ausländern positiv entwickeln kann. 
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Kapitel V 

Für eine freie und friedliche Welt 
Deutschlands Rolle in der Welt 

117. Die staatliche Einheit und die volle Souveränität haben für Deutschland eine 
gewachsene Verantwortung in Europa und der Welt mit sich gebracht. Wir sind betf'1, 

unsere Rechte und Pflichten in vollem Umfang wahrzunehmen. Angesichts der Globa 

lität und Vernetzung vieler Aufgaben und Herausforderungen über Erdteile hinweg 
können wir nur noch in internationaler Zusammenarbeit Freiheit, Frieden und 
Wohlstand sichern sowie die Schöpfung bewahren. 

118. Wir arbeiten im Rahmen unserer Möglichkeiten am Aufbau einer stabilen intc^ 
tionalen Ordnung, die allen Menschen die Chance eines menschenwürdigen Lebens' 
Freiheit und Frieden ermöglicht. Unsere Ziele sind die weltweite Achtung der 
Menschen- und Bürgerrechte, die Durchsetzung von Freiheit und Demokratie, die 
Verbesserung wirtschaftlicher und sozialer Entwicklungsmöglichkeiten, die Sichern^ 
von Frieden und Recht. Dabei müssen wir, ausgehend von unseren Grundwerten, d,e 

außen- und sicherheitspolitischen Interessen Deutschlands benennen und sie in 
Abstimmung mit unseren Partnern und Nachbarn verfolgen: 

• Wir haben ein besonderes Interesse an der politischen Einigung Europas. Wir , 
verstehen es als Lehre und Auftrag der Geschichte, Deutschland in eine Gemeinsch3' 
europäischer Staaten zu integrieren, die sich zu den Werten der freiheitlichen 
Demokratien bekennt und die an die Stelle des Gegeneinanders das Miteinander SG& 

Wir brauchen eine gemeinsame Politik der Europäischen Union, um dauerhaft 
Frieden und Freiheit, Wohlstand und soziale Gerechtigkeit zu sichern. Wir wollen dj 
deutsch-französische Freundschaft festigen, die ein wesentlicher Baustein der europ^1' 
sehen Einigung ist. 
• Wir haben ein besonderes Interesse an der engen Zusammenarbeit zwischen den 
USA und Europa. Wir sind durch gemeinsame demokratische Werte und Interessen 
miteinander verbunden. Zusammen kommt uns eine entscheidende Bedeutung für**1* 
internationale Entwicklung und die Sicherung von Frieden und Freiheit in der We'1 

zu. Die politischen und strategischen Aufgaben der NATO haben sich durch die 
Veränderungen in Europa erweitert. Es ist unser deutsches Interesse, die gewachsen^ 
freundschaftlichen Beziehungen zu unseren Partnern und Freunden, insbesondere Zu 

den USA, zu sichern und weiter zu vertiefen. 

• Wir haben ein besonderes Interesse an einer dauerhaften demokratischen und frie 

liehen Entwicklung der Staaten Mittel-, Ost- und Südosteuropas. Aufgrund der 
Mittellage Deutschlands liegt es in unserem politischen, ökonomischen und sicher- 
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.^Politischen Interesse, daß unsere östlichen Nachbarn zu vergleichbarer Stabilität 
Wj en w'e das westliche Europa. Wir wollen dazu beitragen, ihren demokratischen, 
$ch SC^a^''chen, sozialen und ökologischen Aufbau zu sichern. Anderenfalls sind 
^Wer\viegende Rückwirkungen für Deutschland und ganz Europa möglich. Die 
|. ^mmenarbeit mit diesen Staaten ist deshalb ein Schwerpunkt unserer Außenpo- 

^ lr haben ein besonderes Interesse an einer nachhaltigen Entwicklung der armen 
$.    er- Im Bewußtsein der Einen Welt müssen wir eine Partnerschaft zwischen den 

aten und Völkern der Erde schaffen. Wir wollen dazu beitragen, im Rahmen 
au erer Möglichkeiten bestehende Ungerechtigkeiten zwischen Arm und Reich 
dert     en' die Massenarrnut zu vermindern und die natürlichen Lebensgrundlagen 
fität nheit zu sicnern- Dies ist nicnt nur ein GeDOt der Gerechtigkeit und Solida- 
s   Sondern dient auch unseren Interessen, weil so Konfliktpotentiale, Fluchtur- 

en und globale Umweltbelastungen verringert werden können. 

*1 Europa - Einheit schaffen, Vielfalt bewahren 
D c europäische Idee verwirklichen 
S, ' ^ü dem Ende des Ost-West-Konfliktes haben Freiheit und Demokratie in den 
e(j

aaten des ehemaligen Ostblockes eine Chance bekommen. Der Aufbau einer 
t r°Päischen Friedensordnung, der Ausgleich der nationalen Interessen, die 
eff J^lung marktwirtschaftlicher Strukturen und sozialer Absicherungen sowie 
Set

elctive Maßnahmen zur Bewahrung der Schöpfung sind die grundlegenden Voraus- 
Ungen für die Zukunft Europas in Freiheit und Frieden. 

Vö?,^nerkennung der geschichtlich gewachsenen kulturellen Besonderheiten der 
sjn.

er und Staaten und die Besinnung auf die tragenden Gemeinsamkeiten Europas 
Oj   v°n besonderer Bedeutung. Europa ist durch Einheit in Vielfalt gekennzeichnet. 
u   Steinsamen Traditionen und ideen- und geistesgeschichtlichen Fundamente 
HA*** ^ont'nents verbinden seine Völker über nationale und regionale, politische 
ty   Wirtschaftliche Unterschiede hinweg. Wir verstehen Europa als Kultur- und 
Crj Gemeinschaft — mit einem gemeinsamen geschichtlichen Erbe, einer gemeinsam 

ten Gegenwart und einer vereint zu gestaltenden Zukunft. 

£r.' 
fn Europa hat sich die Europäische Gemeinschaft als Kern einer stabilen 

dje p
ens" und Freiheitsordnung hervorragend bewährt. Die europäische Einigung ist 

g   Grundlage dafür, daß die Nationen und Völker in Europa ihre Zukunft gemeinsam 
Q la|ten und nicht in kriegerischen Nationalismus zurückfallen. Die Europäische 
ei ^einschaft ist für viele Menschen im östlichen Teil des Kontinents zum Leitbild 
(j es solchen friedlichen Miteinanders der Völker geworden. Sie muß ihrer beson- 

en Verantwortung gegenüber den Staaten Mittel-, Ost- und Südosteuropas gerecht 
51 



CDU-Dokumentation 31/1993 

werden. Die Gemeinschaft muß offen sein für neue Mitglieder, welche die politische"1 

und wirtschaftlichen Voraussetzungen für den Beitritt erfüllen. Wir wollen, daß der 
Weg in die Europäische Gemeinschaft diesen Ländern zugleich Zugang zu den 
westlichen Sicherheitsstrukturen, zur Westeuropäischen Union und zur NATO 
eröffnet. Auf dem Weg zur vollen Integration sind Assoziierungsverträge und der 
Europäische Wirtschaftsraum sinnvolle Zwischenschritte. 

Die Europäische Union vollenden 
121. Unser Ziel ist die Vollendung der Europäischen Union. Wir Deutschen sind auf 
die Fortsetzung des europäischen Einigungsprozesses angewiesen. Wir wollen die 
Politische Union, um: 

• Freiheit und Frieden in ganz Europa zu sichern, 

• die wirtschaftliche, soziale und ökologische Entwicklung zu fördern, 

• die europäischen Interessen auf internationaler Ebene zu behaupten, 

• die Bekämpfung der international organisierten Kriminalität zu verstärken. 

122. Wir Christliche Demokraten arbeiten für ein geeintes Europa, das demokratisch 
föderal und bürgernah organisiert ist: 

• Wir wollen die Demokratie in der Europäischen Union stärken. Europäisches 
Parlament und Rat der Europäischen Gemeinschaft müssen gleichberechtigt an der 
Gesetzgebung im Sinne eines Zweikammersystems mitwirken. Das Parlament kontr0' 
liert die EG-Kommission als europäische Exekutive. Es wählt den Präsidenten der 
EG-Kommission auf Vorschlag des Rates; Rat und Parlament bestätigen die Komm1*' 
sionsmitglieder. 

• Wir wollen den Föderalismus in der Europäischen Union stärken. Als Element def 

Gewaltenteilung sichert er die Kontrolle von Macht und verhindert die Bildung ein«* 
europäischen Zentralismus. Zudem sichert der Föderalismus die kulturelle Vielfalt* 
auch künftig das Leben Europas prägen soll. Nach dem Prinzip der Subsidiarität sol' 
die politische Verantwortung zunächst von lokalen, dann von regionalen und natio- 
nalen sowie schließlich von gemeinschaftlichen Organen getragen werden. Die 
Europäische Union braucht eine Verfassung, die einen Grundrechtskatalog enthält, 
die Entscheidungsverfahren zwischen den Institutionen der Europäischen Union 
festlegt und die Zuständigkeiten zwischen der Union und den Mitgliedsstaaten nach 
dem Subsidiaritätsprinzip regelt. 

123. Wir treten dafür ein, daß die Europäische Union die notwendigen Zuständig- 
keiten für die Asyl-, Zuwanderungs- und Entwicklungshilfepolitik, für die Umwelt-, 
Energie- und Forschungspolitik, für den Bau der internationalen Verkehrswege so^'e 

für die Bekämpfung der international organisierten Kriminalität wahrnimmt. Dabei 
muß die Gemeinschaft administrativ und finanziell in den Stand versetzt werden, dieS 
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lj. Saben erfolgreich zu erfüllen. Wir wollen eine gemeinsame Außen- und Sicher- 
de'

tsPolitik und die Westeuropäische Union (WEU) als sicherheitspolitischen Pfeiler 
Europäischen Union ausbauen. 

ty der gemeinsamen Wirtschafts- und Währungspolitik ist die Schaffung einer 
Ve

lrtschafts- und Währungsunion. Eine unabhängige, der Geldwertstabilität 
pflichtete Europäische Zentralbank trägt dazu bei, die Stabilität einer künftigen 

r°Päischen Währung zu sichern. Staaten, die der Währungsunion beitreten wollen, 
ge

USsen die Anforderungen einer Stabilitätswahrenden Wirtschaftspolitik erfüllen. Eine 
Einsame Währung stärkt die wirtschaftliche Kraft der Mitgliedsländer. Mit ihr 

sta       Wir weltwirtschaftlichen Turbulenzen besser widerstehen und den Wirtschafts- 
a°rt Europa stärken können. 
C . 

^ staaten. Aber sie können viele ihrer Aufgaben heute nicht mehr alleine lösen. 

^n fcuropa starken können. 

Hai' Öie Vollendung der Europäischen Union bedeutet nicht die Auflösung der Natio- 
^ staaten. Aber sie können viele ihrer Aufgaben heute nicht mehr alleine lösen. 
au

e
f
Shalb wollen wir Befugnisse, Zuständigkeiten und politische Souveränitätsrechte 

Sc, die Europäische Union übertragen, um gemeinschaftlich zu handeln. Die europäi- 
lCe. 

n Nationalstaaten werden sich hierdurch weiter wandeln. Dies bedeutet aber 
Qlnen Verlust der nationalen Identität, sondern einen Gewinn durch das größere 
s 

anze- Heimatliche Verwurzelung, nationale Identität und europäische Gemein- 
heit ergänzen sich. 

Q
S

- Parteien, Kirchen, Verbände, Gewerkschaften und andere gesellschaftliche 
k^.PPen haben eine besondere Verantwortung für die Förderung des europäischen 

'nigUngsprozesses sowie für die politische und gesellschaftliche Gestaltung des 
(] Einsamen Europas. Den europäischen Parteien fällt eine entscheidende Rolle bei 
^Politischen Willensbildung in Europa und der Ausgestaltung des Gemeinwohls zu. 
Vlr christliche Demokraten erfüllen diesen Auftrag als Mitglied der Europäischen 
j) ^Partei (EVP) und wollen die Zusammenarbeit mit weiteren gleichgesonnenen 
fü

ne'en in Europa ausbauen. Wir fördern Initiativen, die in und außerhalb der Partei 
de

r dle Einigung Europas eintreten und durch ihr Engagement zur Zusammenarbeit 
v°lker Europas beitragen. 

*u Fried 

Unsere Verantwortung für die eine Welt 
en und Sicherheit beitragen 

al 
6* Oberstes Ziel unserer Friedens- und Sicherheitspolitik ist es, Freiheit und Frieden 

nat    raussetzung für ein menschenwürdiges Leben zu sichern und zu fördern. Inter- 
n 

l,°naler Dialog, Konfliktverhütung und Krisenmanagement, Ausbau der internatio- 
pQ.en Rüstungskontrolle und weltweite Abrüstung sind zentrale Elemente unserer 

cflerheit bedeutet für uns mehr als militärische Sicherung. Unser Verständnis von 
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Sicherheitspolitik richtet sich auf alle politischen, wirtschaftlichen, ökologischen, 
militärischen und kulturellen Anstrengungen, die das friedliche Zusammenleben der 
Völker zum Ziel haben. Hierzu gehören der völkerrechtliche Schutz der Menschen- 
und Bürgerrechte, die Beilegung religiöser und ethnischer Konflikte, die Verhinder^ 
ökologischer Zerstörungen und die Bekämpfung der international organisierten Kr'"1 

nalität. 

Die wirtschaftliche Entwicklung und die Überwindung sozialer Spannungen sind 
wichtige Voraussetzungen zur Lösung von Nationalitätenkonflikten. Eine wesentlich 
Bedingung für den Frieden ist die allseitige Bereitschaft zum Gewaltverzicht und zur 
unbedingten Achtung der Menschen- und Bürgerrechte ebenso wie der Schutz von 
ethnischen und religiösen Minderheiten. Wir treten für das Selbstbestimmungsrecht 
der Völker und im Rahmen dessen für ein internationales Volksgruppenrecht, das 
Recht auf die Heimat, eigene Sprache und Kultur ein. Völkervertreibung jeder Art 
muß international geächtet werden. 

127. Wir Deutschen sind bereit und in der Lage, unserer gewachsenen außenpoliti- 
schen Verantwortung gerecht zu werden. Deutschland muß wie alle anderen Partner3 

der europäischen Verteidigung und den gemeinsamen Aufgaben im Rahmen des 
NATO-Bündnisses teilnehmen und die Rechte und Pflichten, die es mit dem Beitritt2 

den Vereinten Nationen übernommen hat, in vollem Umfang wahrnehmen können- 
Wir wollen, daß sich Deutschland im Rahmen der Charta der Vereinten Nationen an 

Aktionen der UNO, NATO, WEU und KSZE zur Wahrung und Wiederherstellung^ 
Friedens beteiligen kann. 

128. Wir sind uns des hohen Beitrages bewußt, den unsere Bundeswehr zum Erhalt^' 
Friedens und der Freiheit leistet. Die Bundeswehr trägt entscheidend dazu bei, die 
politische Handlungs- und Bündnisfähigkeit Deutschlands zu erhalten. Ihr Verfas- 
sungsauftrag spiegelt die Wertgrundlage deutscher Sicherheitspolitik wider. Die 
Bundeswehr schützt Deutschland und seine Staatsbürger vor politischer Erpressung 
und äußerer Gefahr; sie fördert die militärische Stabilität und die Integration EuroP3* 
Die Bundeswehr verteidigt Deutschland und seine Verbündeten, sie dient dem Frie<^ 
und der internationalen Sicherheit im Einklang mit der Charta der Vereinten 
Nationen; sie hilft bei Katastrophen und unterstützt humanitäre Aktionen. Wir trete" 
für die Sicherung der Wehrgerechtigkeit als Grundlage der Wehrpflicht ein. Es ist 
Bürgerpflicht, für Freiheit und Sicherheit einzutreten. Als Bürger in Uniform 
verdienen die Soldaten der Bundeswehr unsere volle Unterstützung. 

129. Wir wollen, daß die Europäische Union künftig eine größere Verantwortung ir" 
Rahmen der europäischen Friedenssicherung übernimmt. Bei der Wahrung von 
Sicherheit und Frieden in und für Europa bleiben wir auch in Zukunft auf die Partn«f 
schaft mit unseren nordamerikanischen Verbündeten und deren militärische Präsenz"1 

Europa angewiesen. Wir wollen mit unseren Freunden und Partnern ein Netz europ*1' 
scher Sicherheit knüpfen, in dem sich NATO, WEU und KSZE ergänzen. 
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'30 iv 
Pfj' 7le Verteidigung der Mitgliedsstaaten der NATO bleibt auch in Zukunft der 
u are politische und militärische Zweck des Bündnisses. Dazu gehört die Beibe- 
„j, n§ der nuklearen Schutzgarantien für die Mitgliedsstaaten. Deutschland bleibt als 
sta   "Clearer Staat auch weiterhin auf den Schutz durch die westlichen Nuklear- 
(LJ^* vor allem die USA, angewiesen. Der Schutz vor nuklearer Erpressung ist 
Vf-       weltweite Verbreitung von Technologien, die auch anderen Staaten die 
Eu   SUngsgewalt über Massenvernichtungsmittel ermöglicht, für Deutschland und 

°Pa von großer Bedeutung. 

Sta      ^) 'st zum Partner der Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion und der 
h   «n Mittel-, Ost- und Südosteuropas geworden. Wir wollen den Nordatlantischen 
Unn erat'onsrat a's Dialogforum zum Austausch und zur Zusammenarbeit mit diesen 
d    ern umfassend nutzen. Die NATO muß durch kollektives Krisenmanagement 
eil   ^'tragen, Krisen und Konflikte zu verhüten und zu lösen, die eine Gefahr für die 

°Päische Stabilität werden können. 

$t| w°Hen den europäischen Pfeiler des Nordatlantischen Verteidigungsbündnisses 
tj0n 

n> indem wir die WEU ausbauen. Sie wird in enger Verknüpfung mit den Institu- 
%en des Nordat,ant'scnen Bündnisses die Atlantische Allianz stärken und fortent- 
aü,

eln- Wir brauchen europäische Streitkräfte mit der nötigen Handlungsfähigkeit, 
Un, 

um im Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen zur Friedenssicherung 
^°nfliktregelung beitragen zu können. 

%k      Wo,len' daß d'e UNO zukünftig wirksamer zur Konfliktvermeidung und 
\y.r,1ütung beitragen kann und daß ihre Eingreifmöglichkeiten zur Sicherung und 
fy ^rherstellung des Friedens verbessert werden. Deshalb müssen wir die Vereinten 
%°nen stärken und ihre Handlungsfähigkeit ausbauen. Insbesondere müssen die 
*u Rechtlichen Voraussetzungen für das Eingreifen der UNO bei schweren Verlet- 
*U ?e.n der individuellen und kollektiven Menschenrechte weiter entwickelt werden. 
UM  

lch muß die institutionelle Stärkung zu einer größeren Wirksamkeit der UNO 
h   ihrer Unterorganisationen bei der Katastrophenbekämpfung, der multilateralen 
We ^'cklungszusammenarbeit und bei der Lösung von Flüchtlingsproblemen genutzt 
^U uCn" A,S Regi°nalorganisation der UNO hat die KSZE wichtige ergänzende 

ktionen in Europa. 

^ ".Zentraler Bestandteil von Friedens- und Sicherheitspolitik ist die weltweite 
VhStUng' Rüstungskontrolle und wirksame Einschränkung der Rüstungsexporte. Die 
AUf eitung moderner Massenvernichtungswaffen zu verhindern ist die wichtigste 
sc. 8a°e internationaler Rüstungskontrolle. Die Ächtung der biologischen und chemi- 
Un ,en Waffen muß durchgesetzt werden. Wir treten für die unbefristete Verlängerung 

weltweite Durchsetzung des nuklearen Nichtverbreitungsvertrages ein. 
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Entwicklungspartnerschaft — Hilfe zur Selbsthilfe leisten 
133. Entwicklungszusammenarbeit heißt für uns Entwicklungspartnerschaft. Wir 
respektieren unterschiedliche religiöse und kulturelle Wertvorstellungen sowie 
politische und soziale Traditionen. Erfolgreiche Entwicklungszusammenarbeit setz' 
aber Eigenanstrengungen der betreffenden Länder für die Einhaltung der Mensche"' 
rechte, Rechtssicherheit, Beteiligung der Bevölkerung an politischen Entscheidung6 ' 
eine marktwirtschaftliche Wirtschaftsordnung und eine Entwicklungsorientierung 
staatlichen Handelns voraus; ebenso fordern wir Abrüstung, soziale Reformen und 
Umweltschutzmaßnahmen. Wo solche Eigenanstrengungen nicht erbracht werden, 
kann Hilfe von außen keine dauerhaften Veränderungen bewirken, sondern besten'3 

akute Notlagen mildern. Wir treten ein für Hilfe zur Selbsthilfe, die dazu beiträgt, d> 
eigenen Kräfte der Bevölkerung zu mobilisieren, dauerhafte selbsttragende Struktur 
zu bilden und ausreichende Freiräume für privates Handeln und Selbsthilfeorganis3' 
tionen zu schaffen. 

134. Wir sehen in einer freiheitlichen und sozial verpflichteten wirtschaftlichen 
Ordnung, die die natürlichen Lebensgrundlagen schützt, den besten Weg, die 
Entwicklung in den armen Ländern zu fördern. Wir betrachten die Entwicklungsp3^' 
nerschaft zugleich als Teil der globalen Umweltpartnerschaft und damit auch als ein 
Aufgabe der Umweltaußenpolitik. Die reichen Industriestaaten müssen bereit sein,1 

Verhalten dort zu ändern, wo es zu Ungerechtigkeiten in der Welt beiträgt. Wir wefde 

unseren Beitrag zur Lösung der internationalen Schuldenkrise leisten und Schulden' 
erlaß mit Umweltschutz verbinden. 
Ein Welthandelssystem mit freiem Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr brin& 
Vorteile für alle. Wir setzen uns deshalb für den Abbau des Protektionismus und d>e 

Öffnung der Märkte ein. Die Entwicklungsländer werden aber im internationalen 
Wettbewerb nur dann eine Chance haben, wenn wir ihre wirtschaftliche und wissen- 
schaftlich-technische Innovationsfähigkeit fördern. Für viele Entwicklungsländer is1 

die Stärkung ihrer Binnenmärkte eine vordringliche Aufgabe, damit die Bevölkerung 
langfristig ihr Auskommen durch produktive Arbeit selbst erwirtschaften kann. 

135. Wir wollen eine kontinuierliche Entwicklungshilfe, die ihre finanzielle, techn«sctl 

und personelle Hilfe vorrangig auf die ärmsten Länder und Bevölkerungsschichten 
konzentriert. Entwicklungszusammenarbeit muß gezielt dazu beitragen, Benachteil'' 
gungen von Frauen abzubauen und ihre politischen, ökonomischen und sozialen 
Chancen zu verbessern. Das Bevölkerungswachstum wird nur dann reduziert werde" 
können, wenn nicht allein die Zahl der Kinder die soziale Sicherheit und das Ansehe 

der Eltern bestimmt. 

136. Nichtregierungs-Organisationen, wie die der Kirchen und die politischen 
Stiftungen, haben in den vergangenen Jahrzehnten in hervorragender Weise bewiese"' 
daß sie in der Lage sind, der Bevölkerung in den Entwicklungsländern unmittelbar z" 
helfen. Ihr Engagement ist eine unverzichtbare Ergänzung staatlicher Maßnahmen 
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u°d besonders unterstützenswert. Die hohe Zahl freiwilliger Spenden zeigt die Bereit- 
hält der Menschen zum Teilen. 

Kulturaustausch und deutsche Minderheiten im Ausland 
Unterstützen 
Jj*7. Wir wollen den internationalen Kulturaustausch fördern, der für das umfassende 
^ssen um die Lebensumstände, Wünsche und Interessen, Mentalitäten und Sitten 
öderer Menschen und Völker notwendig ist. Die persönliche Begegnung ist eine 
wichtige Voraussetzung für Verständigung und Solidarität. Auswärtige Kulturpolitik 
^ ein notwendiger Beitrag zum friedlichen und solidarischen Zusammenleben der 
Völker und integraler Bestandteil unserer Außen-, Entwicklungs- und Europapolitik. 
Dazu gehört auch die Unterstützung nationaler Minderheiten. Wir wollen die kultu- 
reUe und wissenschaftliche Zusammenarbeit fördern. 
138- Die Heimatvertriebenen und deutsche Volksgruppen im Ausland erfüllen eine 
Nichtige Brückenfunktion zwischen den Nationen. Insbesondere die Deutschen, die in 
lhrer Heimat im Osten geblieben sind, können bei der Zusammenarbeit mit unseren 
Wichen und südöstlichen Nachbarn helfen, so wie die Heimatvertriebenen für den 
Wiederaufbau in Deutschland und die Versöhnung zwischen den Völkern einen unver- 
einbaren Beitrag geleistet haben. Wir haben gegenüber den deutschen Volksgruppen 
lm Ausland aufgrund der deutschen Geschichte eine besondere Verantwortung. Durch 
Verträge mit den betreffenden Staaten und durch vielfältige direkte Hilfe tragen wir 
dazu bei, die Lebensbedingungen der deutschen Minderheiten, ihre Volksgruppen- 
rechte und kulturelle Eigenständigkeit zu verbessern. Unsere Politik zielt darauf, ihnen 
?ir» Bleiben zu ermöglichen. Wir fördern die Pflege ihrer Sprache, Lebensformen und 
^Iturellen Traditionen. 
139- Die Kenntnis der Sprache ist Voraussetzung für den offenen Zugang zu den 
Sturen. Eine der Aufgaben unserer auswärtigen Kulturpolitik muß es daher sein, 
Putsche Sprachkenntnisse, deutsche Kultur und ein Bild von Deutschland im 
Island zu vermitteln. Ebenso können wir durch das Erlernen fremder Sprachen, 
durch Auslandsaufenthalte und Patenschaften andere Kulturen und Weltbilder 
Schließen und sie verstehen lernen. 
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Kapitel VI 

Für die Bewahrung der Schöpfung 
Unsere Verantwortung für die Schöpfung 

annehmen 
140. Die Bewahrung der Schöpfung ist zur vorrangigen Aufgabe der Menschheit 
geworden. Ohne den Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen ist eine tragfähige 
menschliche Entwicklung nicht möglich. Unsere Verantwortung für die Schöpfung 
gebietet nicht nur den Einsatz für die Würde des Menschen und damit den Kampf 
gegen die Verletzung von Menschenrechten und die Überwindung materieller Not. Sie 
erstreckt sich auch auf die Mitwelt Natur im ganzen Reichtum ihrer Erscheinungen. 
Wir Christliche Demokraten wenden uns gegen die These, der Mensch sei einer 
ethischen Steuerung des von ihm in Gang gesetzten technischen Fortschritts nicht 
fähig. Zwischen seiner moralischen und technischen Vernunft klafft kein unüberbrück- 
barer Abgrund. Der Mensch hat die Kompetenz und die Pflicht, moralisch verant- 
wortbar mit dem umzugehen, wozu er technisch in der Lage ist. Dies zu leisten gehört 
zur Größe seiner Bestimmung als Geschöpf Gottes. Nur wenn wir das einsehen, haben 
wir die ausreichende Kraft und Motivation, technische Fortschritte zu erzielen, die 
auch sozialen und umweltpolitischen Anforderungen immer besser genügen. 

141. Technisches Können entspringt der schöpferischen Gabe des Menschen. Um 
seiner Verantwortung gerecht zu werden, bedarf es sowohl eines Höchstmaßes an 
technischen Sicherheitsstandards als auch der moralischen Integrität der Menschen, 
die Technik anwenden und kontrollieren. Zudem verlangt der Umgang mit Technik 
eine Absicherung durch ein wirksames Umweltrecht, das wir weiterentwickeln wollen. 
Wir Christliche Demokraten verdrängen nicht die Risiken, denen menschliches Leben 
ausgesetzt ist. Wir sind bereit, unsere Entscheidungen immer wieder auf den Prüfstand 
moralischer Verantwortbarkeit und neuer Erkenntnisse zu stellen. Wir fordern alle 
Verantwortlichen in Wissenschaft und Technik sowie in Politik und Wirtschaft auf, 
sich dieser Prüfung zu stellen. 

142. Die gesamte Menschheit steht vor einer einzigartigen Herausforderung: Wir 
müssen erkennen, daß wir durch die Art unseres wirtschaftlichen Handelns, unseren 
Lebensstil sowie das weltweite Bevölkerungswachstum die Lebensbedingungen im 
Ökosystem Erde so verändert haben und weiter verändern, daß menschliches Leben 
und Überleben gefährdet sind. Die immer länger werdenden roten Listen von 
bedrohten oder bereits ausgestorbenen Tieren und Pflanzen, die Veränderung des 
Klimas auf unserer Erde sowie die Vernichtung großer Teile der Wälder sind unüber- 
sehbare Zeichen unseres Fehlverhaltens. Sie machen ebenso wie ständig wachsende 
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Jjüllberge, die Altlasten in unseren Böden sowie die Verschmutzung von Luft und 
passer deutlich, daß wir in den vergangenen Jahrzehnten zu Lasten von Natur und 
Urnwelt gelebt und unseren Wohlstand mit hohen ökologischen Hypotheken erkauft 
haben. 

^ir brauchen einen weltweiten Entspannungsprozeß zwischen Mensch und Natur. 
Wirksamer Umweltschutz beginnt im eigenen Land. Er kann aber nur dann erfolgreich 
Sein> wenn es darüber hinaus gelingt, möglichst alle Staaten der Erde für die 
Nahrung der Schöpfung zu gewinnen. 

143. Wir Christliche Demokraten wollen unseren Beitrag zur Bewahrung der 
^chöpfung leisten. Im Mittelpunkt steht für uns dabei ein Verständnis von Schöpfung, 
Jas Mensch, Natur und Umwelt als Einheit begreift. Der Mensch ist eingewoben in 
das Netzwerk der Natur; sein Handeln muß dem Rechnung tragen. Dafür ist es 
not\vendig, unsere Prinzipien um ein neues zu ergänzen: das Prinzip der Gesamtver- 
jtetzung — die Rückbindung all unseren Handelns und Wirkens in das tragende 
^etzwerk der Natur. Bewahren heißt für uns Gestalten, damit die Zusammenhänge 
Und Wechselseitigkeiten im Netzwerk von Mensch, Natur und Umwelt erhalten 
Werden. 

Q Wissenschaft, Forschung und Technik in 
Verantwortung für die Schöpfung fördern 
144. Mit den ständig wachsenden Einsichten in die Konstruktionsmuster der Natur, 
?ie uns Wissenschaft und Forschung vermitteln, steigt auch unsere Verantwortung für 
Mensch, Natur und Umwelt. Die Folgen der technischen Umsetzung dieser Erkennt- 
J^se sind heute weitreichender und weniger umkehrbar als in der Vergangenheit. Die 
Fortschritte vor allem in der Bio- und Gentechnologie, aber auch in der Medizin, 
^"öffnen uns neue Erkenntnisse über die Zusammenhänge und Wirkungsweisen der 
^atur. Sie erlauben uns, Krankheiten zu erkennen und zu heilen, die früher hinge- 
nommen werden mußten. Sie geben uns die Chance zu erheblicher Steigerung der 
f^hrungserzeugung, damit Armut und Hunger in der Welt überwunden werden 
können. Wir müssen lernen, Kosten und Nutzen abzuschätzen, und bereit sein, auf 
^nwendungsmöglichkeiten zu verzichten, wenn die Risiken und Gefahren ethisch 

lcnt vertreten werden können. 
145. Freiheit und Freiraum für Wissenschaft, Forschung und Technik zu gewährleisten 
|ehört zum Grundverständnis unserer Politik. Wir wollen der Wissenschaft und 
F°rschung die nötigen Freiräume durch Abbau von Bürokratie und eine ausreichende 
Finanzierung schaffen und sie zu Leistung, Kreativität und Wettbewerb ermutigen. 
~er Erfolg von Forschung ist dabei nicht allein eine Frage der Finanzausstattung, er 
här»gt auch wesentlich vom Einfallsreichtum, Unternehmungsgeist und der Beharr- 
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lichkeit des einzelnen Wissenschaftlers ab. Forschung und ihre technische Umsetzung 
erfordern hochqualifizierte und zugleich verantwortungsvolle Persönlichkeiten. 

146. Wissenschaft lebt aus der Freiheit. Die Freiheit von Wissenschaft und Forschung 
findet,ihre Grenzen dort, wo die Würde des Menschen berührt oder die Schöpfung 
insgesamt gefährdet ist. Menschliches Leben — ob geboren oder ungeboren — ist 
unverfügbar und schutzwürdig. Wir treten für den Schutz des menschlichen Erbgutes 
vor Manipulationen ein. Das Wissen um die Daten des eigenen Genoms ist unveräu- 
ßerliches Recht jedes einzelnen. Grenzen ergeben sich aus dem Prinzip der Gesamtvef' 
netzung aber auch dort, wo Forschungsverfahren oder die Anwendung von 
Forschungsergebnissen mit Folgen verknüpft sind, die sich der Kontrolle des 
Menschen entziehen und damit zu einer Gefährdung seiner natürlichen Lebensgrund' 
lagen führen können. 

147. Verantwortung bedeutet für uns auch, für die Zukunft vorzusorgen. Dies 
verpflichtet uns, Wissenschaft, Forschung und Technik weiter voranzutreiben, um nei>e 

Lösungen für die Bewältigung der großen Menschheitsaufgaben zu finden. Hierbei g»'1 

es, jede Form von ungerechtfertigter Reglementierung auszuschließen. Nur so ist eine 
umfassende und zugleich präzise Erkenntnis jener grundlegenden Bedingungen 
erreichbar, die einen ethisch verantwortlichen Umgang mit der Natur sicherstellen. 
Wir wollen das umfassende Gespräch mit den Natur-, Sozial- und Geisteswissen- 
schaften, mit Technikern und Ingenieuren, aber auch mit den Kirchen fördern, um un* 
der Grenzen menschlichen Handelns immer wieder neu bewußt zu werden. Wir 
brauchen verstärkt eine ethische, ökologische und soziale Technikfolgenabschätzung 
in Kommissionen und Gremien sowie in Einrichtungen der öffentlichen Hand. 

148. Eine neue Art von Wachstum wird erkennbar, das nicht zunehmend Rohstoffe, 
Energie und Umwelt verbraucht, sondern endliche Ressourcen schont und regene- 
rative Ressourcen nutzt. Es ist gegründet auf menschliche Intelligenz, auf Wissen- 
schaft, Forschung und Technik: die neuen Mikrotechnologien, die Informations- 
technik, die Bio- und Gentechnologie sowie die neuen Materialwissenschaften. 
Angesichts der vor uns liegenden Herausforderungen zur Erhaltung unserer natür- 
lichen Lebensgrundlagen sind die ökologische Forschung und Umwelttechnik, 
Energie-, Gesundheits- und Verkehrsforschung von besonderer Bedeutung. 

Für die Bewahrung der Schöpfung sorgen 

Umweltpolitik in Deutschland fortsetzen 
149. Umweltpolitik ist Überlebenspolitik und muß verstetigt betrieben werden, 
unabhängig von Konjunkturschwankungen und Meinungsmoden. Eine wirkungsvolle 
Umweltpolitik braucht überzeugende Strategien. Nur dann kann sie langfristig 
wirksame Anreize zur Entwicklung und zum Einsatz umweltverträglicher Techniken 
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geben sowie Grundlage für Verhaltensänderungen des einzelnen wie in der Gesell- 
Schaft sein. Dem Prinzip der Vernetzung entspricht es, Umweltpolitik als Querschnitts- 
aufgabe in den verschiedensten politischen Bereichen zu gestalten. 

*?°« Die sozialistische Mißwirtschaft im Osten unseres Landes, die sich auf eine 
^^sichtslose Ausbeutung von Mensch und Natur stützte, hat zu schweren Ökologi- 
en Zerstörungen und gesundheitlichen Beeinträchtigungen geführt. Durch die 
wiedervereinigung Deutschlands haben wir die Chance, diese ökologischen Schäden 
Zu °eheben, indem wir modernste Sanierungstechniken zum Einsatz bringen und 
^gleich funktionsfähige marktwirtschaftliche Strukturen aufbauen. Da die Verur- 
gelier der Schäden oft nicht mehr zur Rechenschaft gezogen werden können, ist die 
^nierung eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die nach dem Gemeinlastprinzip von 
^er Gemeinschaft zu finanzieren ist. Die Sorge für eine lebenswerte Heimat und der 
Aufbau einer modernen Wirtschaft in den neuen Bundesländern sind nur möglich, 
^enn wir der Sanierung der schweren ökologischen Schäden Priorität einräumen. 
1Sl- Mit der Ökologischen und Sozialen Marktwirtschaft wollen wir den Umwelt- 
^hutz in Deutschland zum selbstverständlichen Handlungsprinzip für alle machen. 
Wir wollen, daß die Kosten unterlassener Umweltvorsorge und der Inanspruchnahme 
^°n Umwelt konsequent vom Verursacher getragen werden müssen. Diese klare 
[J'ndung an das Verursacherprinzip wird nur dann gewährleistet, wenn sich diese 
K°sten in ökologisch ehrlichen Preisen niederschlagen. Umweltvorsorge ist die konse- 
qüente Anwendung des Verursacherprinzips. Umweltschutz wird um so teurer, je 
sPäter er einsetzt. 

JS2- Das Umweltordnungsrecht ist für die Rahmenbedingungen der Ökologischen und 
Sozialen Marktwirtschaft weiterhin unverzichtbar. Die Statik des Ordnungsrechtes 
Jollen wir aber durch weitere marktwirtschaftliche Instrumente ergänzen, um das 
%eninteresse an Innovation und Verhaltensänderung zu stärken: 

* Wir wollen verstärkt steuerliche Anreize wie eine abgasbezogene Kfz-Steuer, 
Abschreibungsvergünstigungen für umweltentlastende Investitionen sowie 
Abgaben zur Vermeidung von Abfällen, Treibhausgasen und Schadstoffen 
einsetzen. 

% Wir wollen vermehrt Möglichkeiten zur Kompensation schaffen. Dabei werden den 
Unternehmen und Betrieben Umweltziele und Umweltentlastungen vorgeschrieben, 
°hne festzulegen, wie und wo diese Vorgaben im einzelnen erfüllt werden. 

% Wir wollen das Umwelthaftungsrecht wirkungsvoll ausgestalten, um damit zugleich 
einen Anreiz für mehr Umweltvorsorge zu schaffen. 

% Wir wollen die Aufklärung und Information über umweltfreundliches Verhalten, 
umweltverträgliche Produkte und Verfahren verbessern und die national und inter- 
national anerkannten Umweltzeichen weiterentwickeln. Umweltbildung und 
"beratung sind für eine erfolgreiche Umweltpolitik unverzichtbar. 
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153. Das Umweltbewußtsein der Bürger ist ebenso gewachsen wie ihre Bereitschaft, 
sich persönlich für ein umweit- und gesundheitsbewußtes Leben zu entscheiden. Ihr 
Engagement in Bürgerinitiativen, Umweltverbänden und Vereinen stellt eine wichtige 
Bereicherung für die Gestaltung von Umweltpolitik dar. Ihre positiven Beiträge 
können jedoch nicht die notwendigen politischen Entscheidungen in den demokra- 
tisch legitimierten Gremien ersetzen. Wir setzen uns dafür ein, daß neue Möglich- 
keiten zur Aufklärung und Mitgestaltung geschaffen werden, damit die Bewahrung W 
Schöpfung fester Bestandteil des gesellschaftlichen Bewußtseins wird. Wir müssen 
zunehmend in Kreisläufen denken und bei unseren Entscheidungen die Folgekosten 
einbeziehen. Dies entspricht der Erkenntnis und dem Wissen um unsere Vernetzung 
mit dem Ganzen der Natur. 

154. Unsere Natur- und Kulturlandschaften sind geprägt durch die Vielfalt der 
Lebensräume von Menschen, Tieren und Pflanzen. Sie gilt es zu schützen und zu 
bewahren. Besondere Leistungen der Land- und Forstwirtschaft für die Erhaltung der 
Natur müssen honoriert werden. Dies muß auch im Naturschutzrecht verankert 
werden. Im Bereich der Landschaftspflege entstehen neue Berufsmöglichkeiten, insbe- 
sondere auch für Landwirte, die wir fördern wollen. Wir setzen uns für einen 
sorgsamen Umgang mit Boden und Natur in der Städte- und Landschaftsplanung ein- 

Wir wollen eine Verkehrsstruktur fördern, die die ökologisch optimale Vernetzung 
aller Verkehrsträger sicherstellt. Durch intelligente Steuerungskonzepte muß es uns 
gelingen, unnötigen Verkehr zu vermeiden und erzwungene Mobilität abzubauen. 
Schienen- und Wasserwege müssen im Hinblick auf ihre Umweltfreundlichkeit 
ausgebaut werden. Die Preise unserer Mobilität müssen die Kosten der Umweltbela- 
stung und Naturnutzung widerspiegeln. 

155. Wir streben ein integriertes Abfallwirtschaftskonzept an, in dem die Vermeidung 
von Müll Priorität vor der Wiederverwendung und Verwertung sowie der Müllver- 
brennung einnimmt und in dem an die Entsorgung hohe Sicherheitsanforderungen 
gestellt werden. Produktion, Verteilung, Nutzung und Entsorgung müssen soweit wie 
möglich in geschlossenen Kreisläufen erfolgen. Wir brauchen abfallarme Produktions- 
verfahren und Produkte. Wir treten dafür ein, daß sich in den Preisen für Produkte 
und Verpackungen auch die Kosten für Wiederverwertung und Entsorgung nieder- 
schlagen. 

156. Die Gefahren einer weltweiten Veränderung des Klimas verpflichten uns zu einer 
beispielgebenden Strategie bei der Bekämpfung der Treibhausgase. Wir werden neben 
dem Verbot von Fluorchlorkohlenwasserstoffen vor allem die Emissionen von Kohlen- 
dioxyd und Methan vermindern. Wir müssen mit modernen Techniken die fossilen 
Energieträger in allen Verwendungsbereichen mit wesentlich höheren Wirkungsgraden 
nutzen und alle Anstrengungen zur Umsetzung energiesparender Techniken voran- 
treiben. Darüber hinaus wollen wir die Entwicklung und Nutzung regenerativer 
Energien mit gleichem Nachdruck betreiben, wie wir in der Vergangenheit die Kernen- 
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ergie entwickelt haben. Die entscheidenden Anreize zur Erhöhung der Wirkungsgrade 
*°wie zur Einsparung von Energie werden über die Ausgestaltung der Preise erfolgen, 

le schrittweise auch die ökologischen Kosten umfassen müssen. 
1S7- Umweltbelastungen und Umweltschäden fallen grenz- und regionenüber- 
Schreitend an; das erfordert eine enge Zusammenarbeit mit unseren Nachbarn in Ost 
Und west Zugieich treten wir dafür ein, die EG-weite Zusammenarbeit im Bereich der 
UmWeltpolitik zu verstärken. Normen, Richtlinien und Förderprogramme sollen im 
Besamten EG-Raum gleichermaßen gelten. 

Globale Umweltpartnerschaft schaffen 
,S8- Die globale Umweltbelastung hat in den vergangenen Jahrzehnten dramatisch 
^genommen. Die Verschmutzung von Luft und Gewässern, die Ausdünnung der 
°2onschicht, die Zerstörung der Wälder, Bodenerosion und Wüstenausbreitung sowie 
der steigende Energieverbrauch stellen eine Gefahr für unseren Planeten Erde dar. Die 
ln den Industriestaaten vorgelebte ressourcenaufwendige Wirtschafts- und Konsum- 
^e'se kann nicht Maßstab für eine nachhaltige Entwicklung sein. Wir können die 
^kunft der Menschheit nur dann sichern, wenn wir in den Industrieländern unsere 
Lebensweise ändern und damit zum Vorbild für andere Staaten werden. Zunehmend 
lsl sichtbar geworden, daß alle Menschen bei der Erhaltung der natürlichen Lebens- 
Srundlagen in einer weltweiten Risikogemeinschaft leben. 
1S9- Wir Christliche Demokraten sehen die Notwendigkeit des Umdenkens und setzen 
Jns für eine Weiterentwicklung unserer Industriegesellschaft ein, die den ökologischen 
Erfordernissen Rechnung trägt :Wir treten für das neue Verständnis von Wachstum ein, 
lndem wir mit der Ökologischen und Sozialen Marktwirtschaft über den Weg zu 
ökologisch ehrlichen Preisen die Kosten für die Inanspruchnahme von Umwelt und 
^erlassener Umweltvorsorge einbeziehen. 

^ir treten für das neue Verständnis von Wohlstand ein. Er muß künftig auch den 
Erfordernissen der Natur Rechnung tragen. Nur so können wir den heutigen und 
nachfolgenden Generationen ein menschenwürdiges Dasein sichern. Wohlstand ist fur 
uns ohne eine gesunde und lebenswerte Umwelt nicht denkbar. 

Jfr treten für ein neues Verständnis von Fortschritt ein. Als Fortschritt kann nur das 
^zeichnet werden, was von den Bedingungen der Natur mitgetragen wird. Wirtschaft- 
llches Handeln, das die natürlichen Ressourcen unverhältnismäßig verbraucht und 
ü°ser Ökosystem gefährdet, kann nicht als Fortschritt bezeichnet werden. 
l60. Der weltweiten Zunahme der Umweltbelastung und dem gedankenlosen Umgang 
mit der Schöpfung stellen wir unser Konzept einer globalen Umweltpartnerschaft 
entgegen. Globale Umweltpartnerschaft bedeutet für uns nicht, daß wir die Entwick- 
lüngsländer aus ihrer eigenen Verantwortung entlassen können. Globale Umweltpart- 
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nerschaft ist der gemeinsame Weg der armen und reichen Staaten der Erde zur 
Bewahrung der Schöpfung: 

• Wir brauchen eine Umweltaußenpolitik. Wir müssen gemeinsam ein weltumspan- 
nendes Handlungsprogramm entwickeln, bei dem den reichen Ländern eine 
besondere Verantwortung zukommt. Sie müssen diese auch durch die ökologisch 
Weiterentwicklung ihrer Industriegesellschaften wahrnehmen. 

• Wir müssen den inneren Zusammenhang von Armut, Bevölkerungswachstum und 
fortschreitender Umweltzerstörung aufbrechen. Nur durch eine partnerschaftliche 

Zusammenarbeit aller Länder dieser Erde, verbunden mit der Bereitschaft zum 
Teilen, sowie durch das neue Wohlstandsverständnis können wir die Gefahren 
abwenden. Globale Umweltvorsorge und die Überwindung der Unterentwicklung 
gehören untrennbar zusammen; sie sind zwei Seiten derselben Medaille. 

• Wir müssen den unterentwickelten Ländern beim Aufbau marktwirtschaftlicher, 
sozial und ökologisch verantwortbarer Wirtschaftsstrukturen helfen. Durch die 
Öffnung unserer Märkte für ihre Produkte und eine veränderte Exportpolitik 
erhalten sie eine Chance zur Entwicklung ihrer heimischen Volkswirtschaften. 
Wir müssen ihnen die notwendigen wissenschaftlichen und technischen Kenntnisse 

zu bezahlbaren Preisen zur Verfügung stellen. 

• Wir müssen den Weg der Entschuldung der unterentwickelten Länder konsequent 
fortsetzen, womit wir zugleich unsere eigenen ökologischen Schulden in diesen 
Ländern tilgen. Hierbei ist sicherzustellen, daß der Schuldenerlaß für die Entwick- 
lungsländer nicht zur Honorierung einer politisch, ökologisch und sozial unverant- 
wortlichen Politik führt. Die unterschiedlichen Ursachen, Strukturen und Größen- 
ordnungen der Verschuldung der Entwicklungsländer erfordern flexible Einzellö- 
sungen. Schuldenerlaß und umfassende entwicklungspolitische Zusammenarbeit 
sind für eine große Zahl von Ländern Voraussetzung für eine nachhaltige 
Entwicklung. 

161. Eine ökologisch tragfähige wirtschaftliche Entwicklung kann nur in internatio- 
naler Partnerschaft verwirklicht werden. Unsere Zusammenarbeit mit den Entwick- 
lungsländern hat gleichermaßen die Armutsbekämpfung, die Bildungsförderung soW'e 

die umweltschonende Wirtschaftsentwicklung zum Ziel. Wir müssen in den unterent- 
wickelten Ländern eigenverantwortliches Handeln ermöglichen und fördern. 

Anders leben, damit wir alle überleben — diesem Ziel dient unsere Politik der 
Bewahrung der Schöpfung. 
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